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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Der Entwurf für ein neues Urheberrecht, welchen viele Kulturschaffenden nach wie vor
als autorenfeindlich bekämpfen, wurde im Berichtsjahr von der zuständigen
Ständeratskommission diskutiert. Sie sprach sich grundsätzlich für Eintreten auf die
Vorlage aus, behielt sich aber vor, gewisse urheberfreundlichere Akzentverschiebungen
vorzunehmen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.02.1990
MARIANNE BENTELI

Urheberrecht

Höhere Wogen schlug die Botschaft des Bundesrates für ein totalrevidiertes
Bundesgesetz über das Urheberrecht. Obgleich der eher autorenfreundliche Entwurf
der Expertenkommission in der Vernehmlassung grundsätzlich nicht schlecht
aufgenommen worden war – einzig die FDP verhielt sich deutlich ablehnend –, hatte
der Bundesrat die Verwaltung angewiesen, noch einmal über die Bücher zu gehen. Der
neue Gesetzesvorschlag, der erwarteterweise auch Computerprogramme dem
Urheberrecht unterstellt, während für die Halbleiter-Topographien («Chips») ein
separater Gesetzesentwurf ausgearbeitet wurde, entschied nun in den beiden
neuralgischsten Punkten – Massennutzung und rechtliche Stellung des Arbeitnehmers –
deutlich zugunsten der Werknutzer und der Produzenten und gegen die Urheber.

Es war deshalb nicht verwunderlich, dass die FDP sogleich nach Veröffentlichung der
Botschaft ihre Genugtuung über den neuen Gesetzesentwurf kundtat. Die
Arbeitsgemeinschaft der Urheber (AGU) zeigte sich hingegen empört über den
Entwurf des Bundesrates. Der Entscheid, die Massennutzung zum privaten Gebrauch
weiterhin gebührenfrei zu halten – also keine Abgaben für Kopiergeräte oder
Leerkassetten einzuführen, wie dies die meisten europäischen Länder bereits getan
haben –, und die arbeitgeberfreundliche Korrektur bei der Rechtszuordnung an
Werken, die im Arbeitsvertrag oder unter der Verantwortung eines Produzenten
geschaffen werden, wurde von der AGU als Affront empfunden. In den folgenden
Wochen und Monaten gelangten Kulturschaffende aller Sparten immer wieder an die
Öffentlichkeit. Im November stiegen sie dann gemeinsam auf die Barrikaden: In einer
vielbeachteten Pressekonferenz griffen die Vertreter der 18 in der AGU
zusammengeschlossenen Organisationen die Haltung des Bundesrates mit harten
Worten an – von «reinem Zynismus» und von einer «kalten Enteignung der Urheber»
war da die Rede – und sie drohten mit dem Referendum, falls das Parlament das Gesetz
in der vorliegenden Form verabschieden sollte. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.1989
MARIANNE BENTELI

Das revidierte Urheberrechtsgesetz nahm im Ständerat eine erste Hürde. Das
Bundesgesetz über den Schutz der Topographien von integrierten Schaltungen
(Topographiengesetz, ToG) sowie der Bundesbeschluss über verschiedene
völkerrechtliche Verträge auf dem Gebiet des Urheberrechts und der verwandten
Schutzrechte wurden diskussionslos und einstimmig verabschiedet. Beim Kernstück der
Vorlage, dem Bundesgesetz über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte
(Urheberrechtsgesetz, URG) krempelte die kleine Kammer jedoch die bundesrätlichen
Vorschläge völlig um und stellte Schutz und Recht der Urheber in den Vordergrund. 

Mit der Einführung einer Abgabe auf leeren Ton- und Videokassetten sollen die Urheber
dafür entschädigt werden, dass ihre Werke häufiger kopiert als verkauft werden. Unklar
blieb dabei aber noch, wie die Interpreten an diesen Abgaben zu beteiligen sind.
Fotokopien in Schulen, Betrieben und öffentlichen Verwaltungen sollen
gebührenpflichtig werden, Schriftstellerinnen und Schriftsteller inskünftig eine
Vergütung erhalten, wenn ihre Bücher in öffentlichen Bibliotheken ausgeliehen werden
("Bibliotheksrappen"), und die bildenden Künstler mit einem Folgerecht an einer
späteren Wertsteigerung ihrer Werke beteiligt werden. Die Werke sollen zudem 70
Jahre über den Tod des Urhebers hinaus geschützt bleiben und nicht nur 50 Jahre, wie
es der Bundesrat vorgeschlagen hatte. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.1991
MARIANNE BENTELI
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Auch in der strittigen Frage der Rechte an Kollektivwerken, die im Auftrag eines
Produzenten geschaffen werden, setzte sich im Rat eine urheberfreundliche Linie
durch. Bundesrat und Kommissionsmehrheit hatten vor allem auf Betreiben der SRG
vorgeschlagen, dass die Rechte am Kollektivwerk ganz auf den Produzenten übergehen
sollten. Der Ständerat entschied sich nun wieder für die bereits geltende völlige
Vertragsfreiheit. 

Einen nutzerfreundlichen Entscheid fällte die Kammer hingegen bei den Rechten an
Werken, die im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses geschaffen werden. Wenn.nichts
anderes vereinbart wird, sollen hier die Rechte dem Arbeitgeber gehören. Ein
Streichungsantrag Onken (sp, TG), der die Vertragsfreiheit hatte spielen lassen wollen,
scheiterte, wenn auch nur knapp, ebenso ein Vorschlag Simmen (cvp, SO), welcher
diese Vertragsfreiheit zwingend festschreiben wollte. 3

Die ad hoc-Arbeitsgemeinschaft der Urheber (AGU), welche den bundesrätlichen
Vorschlag mit Protestaktionen und Gutachten heftigst bekämpft hatte, anerkannte die
deutlichen Verbesserungen, welche der Ständerat am URG vorgenommen hatte, zeigte
sich aber enttäuscht darüber, dass durch den Verzicht auf die Einführung einer
Vergütung auf Fotokopiergeräten die private Kopiertätigkeit weiterhin vom
Urheberrecht ausgenommen bleibe. Demgegenüber kritisierten die Bibliothekare und
Dokumentalisten die Einführung des "Bibliotheksrappens", welcher den Beitrag der
Bibliotheken zur Förderung des literarischen Schaffens verkenne und deren
Anschaffungsbudgets empfindlich treffe. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.03.1991
MARIANNE BENTELI

Die vorberatende Kommission des Nationalrates verabschiedete das Gesetz
einstimmig und folgte dabei weitgehend der urheberfreundlichen Version des
Ständerates. Sie beschloss jedoch, angesichts des Widerstands der Bibliothekare dem
Rat zu beantragen, den "Bibliotheksrappen" nicht einzuführen. Dafür soll das
Fotokopieren von Werken in Bibliotheken und Instituten zum privaten Gebrauch
vergütungspflichtig werden. Weil sich namhafte Kulturschaffende wie etwa Tinguely
oder Luginbühl dagegen ausgesprochen hatten, und um den freien Kunstmarkt nicht zu
gefährden, verzichtete die Kommission auch auf das Folgerecht beim Wiederverkauf
von Kunstwerken. Über die Beschlüsse des Ständerates hinausgehend wird die
Kommission dem Rat aber vorschlagen, bei den Abgaben auf Leerkassetten die
Interpreten den eigentlichen Werkschöpfern gleichzustellen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.07.1991
MARIANNE BENTELI

Die Revision des Bundesgesetzes über das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte
(Urheberrechtsgesetz, URG) von 1922 konnte nach mehreren Anläufen endlich zu Ende
gebracht werden. Im Vorfeld der Behandlung im Nationalrat war es sowohl von
Produzenten- wie von Nutzerseite erneut zu Referendumsdrohungen gekommen. Die
Nutzer - vor allem die SRG, die PTT, die Grossverteiler und das Gastgewerbe - stiessen
sich daran, dass der Ständerat die bundesrätliche Vorlage stark verändert und dabei
bedeutend urheberfreundlichere Akzente gesetzt hatte (Leerkassettenabgabe,
Folgerecht für bildende Künstler, "Bibliotheksrappen", Produzentenartikel). Die
Urheber konnten ihrerseits nicht akzeptieren, dass die vorberatende
Nationalratskommission beim "Bibliotheksrappen" und dem Folgerecht wieder
zurückkrebsen wollte. Die Mehrheit des Nationalrates teilte die Bedenken der
Bibliothekare, dass die Einführung einer Abgabe auf der Bibliotheksausleihe zu
unverhältnismässigem administrativem Aufwand und letztlich zu einer Schwächung der
Stellung der Literatur führen würde und strich den "Bibliotheksrappen" wieder aus der
Vorlage. Die Ratsminderheit blieb mit ihrem Argument chancenlos, die
Kulturkonsumierenden dürften sich nicht auf Kosten der Kulturschaffenden bereichern.
Auch ein Antrag, den "Bibliotheksrappen" aus der Bundeskasse zurückzuerstatten,
wurde deutlich verworfen. Kommissionssprecher Couchepin (fdp, VS) und Bundesrat
Koller machten geltend, dass für die Autorinnen und Autoren eine Kompensation durch
eine Abgabe auf Fotokopien in Bibliotheken geschaffen werden solle ("Kopierfünfer");
damit werde zudem vermieden, Bestsellerautoren einseitig zu begünstigen. Etwas
weniger deutlich wurde das Folgerecht für bildende Kunst abgelehnt, welches selbst in
Urheberkreisen recht umstritten war, da es den Kunsthandel aus der Schweiz hätte
abdrängen können, worunter vor allem junge, noch nicht arrivierte Künstler leiden
würden. Vergeblich plädierten David (cvp, SG), Poncet (lp, GE) und die SD/Lega-Fraktion
zugunsten dieser neuen Entschädigung für Maler und Bildhauer. Auch Bundesrat Koller
vermochte mit seinem Hinweis, dass das Folgerecht bereits in acht von zwölf EG-

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.01.1992
MARIANNE BENTELI
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Staaten gelte und eine europäische Rechtsharmonisierung in diese Richtung gehe, den
Rat nicht umzustimmen. Urheberfreundlich erwies sich die grosse Kammer hingegen
bei den Abgaben auf Leerkassetten, deren Erlös sowohl den Urhebern wie den
Interpreten zugute kommen soll, sowie bei den Bestimmungen über die Rechte an
Werken, die im Auftragsverhältnis geschaffen werden (Produzentenartikel). Hier soll,
wie vom Ständerat vorgeschlagen, die völlige Vertragsfreiheit gelten. Mit klarem Mehr
bestätigte der Nationalrat auch die Ausdehnung der Schutzdauer auf 70 Jahre nach
dem Tod des Urhebers. Von einer Petition des Schweizerischen Schriftstellerinnen-
und Schriftstellerverbandes, die Vorlage an den Bundesrat zurückzuweisen, nahm der
Rat Kenntnis, gab ihr aber keine Folge. 6

Beim Folgerecht, dem "Bibliotheksrappen" bzw. "Kopierfünfer" und beim
Produzentenartikel schwenkte der Ständerat in der Differenzbereinigung auf die Linie
des Nationalrates ein, vorerst aber nicht bei der Gleichstellung zwischen Urhebern und
Interpreten, da dies zu einer Benachteiligung der Konsumenten führen könnte. Als die
grosse Kammer jedoch einstimmig auf ihrem Standpunkt beharrte, gab der Ständerat
seinen Widerstand auf, so dass die Vorlage in der Herbstsession in beiden Kammern –
und mit nur einer einzigen Gegenstimme im Nationalrat – definitiv verabschiedet
werden konnte. Gleichzeitig genehmigten beide Räte einstimmig das Bundesgesetz
über den Schutz von Topographien von integrierten Schaltungen (Topographiengesetz,
ToG). 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.10.1992
MARIANNE BENTELI

Auf 1. Juli trat das neue Urheberrecht in Kraft. Es bringt wesentliche Verbesserungen
für den Besitzer des geistigen Eigentums (Kunstschaffende und Produzenten),
gleichzeitig aber auch Kosten für die Konsumentinnen und Konsumenten. Damit das
private Kopieren (Musik, Filme, Bücher, Zeitungen etc.) abgegolten werden kann, muss
künftig auf leeren Tonband- und Videokassetten sowie fürs Fotokopieren eine Abgabe
bezahlt werden, doch war deren Ausmass bei Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht
bekannt. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.07.1993
MARIANNE BENTELI

Im Streit zwischen Urheberrechtsgesellschaften und Nutzern über die Höhe der
Leerkassettengebühr auf unbespielten Ton- und Bildträgern entschied die Eidg.
Schiedskommission für die Verwertung von Urheberrechten, den Tarif pro Stunde für
Tonträger auf 38 Rappen und für Bildträger auf 53 Rappen festzusetzen. Beide Parteien
reichten darauf beim Bundesgericht Beschwerde ein. Zusätzlich beantragten die Nutzer
die Gewährung der aufschiebenden Wirkung. Dieses Gesuch wurde vom Bundesgericht
abgelehnt, weshalb zumindest vorübergehend der von der Schiedskommission
festgelegte Tarif zum Tragen kommt. 9

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 30.07.1994
MARIANNE BENTELI

In einem Postulat bat Ständerat Petitpierre (fdp, GE) den Bundesrat zu prüfen,
inwiefern eine Erhebung von Urheberrechtsgebühren für die Aufführung von Werken,
die Allgemeingut geworden sind, unter der Bedingung ins Auge gefasst werden könnte,
dass die resultierende Entschädigung karitativen Zwecken zugute kommt. Konkret ging
es um den 1991 vom weltberühmten Geiger Lord Yehudi Menuhin ins Leben gerufenen
"Fonds Mozart" zur Finanzierung von Aktivitäten, die dazu bestimmt sind, das Leiden in
der Welt zu mindern und zu verhindern. In seiner Antwort verwies Bundesrat Koller
darauf, dass auch in anderen europäischen Ländern die Möglichkeit der Einführung
eines "domaine public payant" zugunsten der Allgemeinheit diskutiert werde. Er war
bereit, das Postulat entgegenzunehmen, worauf es diskussionslos überwiesen wurde. 10

POSTULAT
DATUM: 03.10.1994
MARIANNE BENTELI

Nach dem Ständerat hiess auch der Nationalrat ein Postulat gut, welches den Bundesrat
ersucht zu prüfen, inwiefern ein "domaine public payant" zugunsten der Allgemeinheit
eingeführt werden könnte. Der Vorstoss regt an, in Anlehnung an den 1991 vom
weltberühmten Geiger Sir Yehudi Menuhin geschaffenen "Mozart-Fonds" auf Werken,
die nicht mehr der Schutzdauer unterstehen, Urheberrechtsgebühren zu erheben,
unter der Bedingung, dass der Ertrag karitativen Werken zugute kommt. 11

POSTULAT
DATUM: 24.03.1995
MARIANNE BENTELI
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Das Bundesgericht hiess eine Beschwerde aus Nutzer- und Urheberkreisen teilweise
gut, weshalb die von den Importeuren und Herstellern zu entrichtenden Abgaben auf
unbespielten Video- und Audiokassetten noch einmal überprüft werden müssen. Bis
zur Neufestlegung bleibt es aber beim Tarif der Eidgenössischen Schiedskommission.
Eine Einigung konnte hingegen bei den Fotokopien erzielt werden. Als
Berechnungsgrundlage für die jährlichen Entschädigungen dient die Vergütung von 3.5
Rappen pro Seite für das Kopieren einer urheberrechtlich geschützten Vorlage. Die
staatlich konzessionierte Verwertungsgesellschaft Pro Litteris rechnet mit jährlichen
Einnahmen von rund CHF 10 Mio., welche je hälftig auf die Autoren und die Verleger
aufgeteilt werden. 12

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 08.12.1995
MARIANNE BENTELI

Für die Restrukturierung des Bundesamtes für geistiges Eigentum siehe oben, Teil I,
1c (Verwaltung).

ANDERES
DATUM: 31.12.1995
MARIANNE BENTELI

Nachdem Ende 1994 das komplizierte System zur Berechnung der Kopiergebühren nach
dem neuen Urheberrechtsgesetz bereinigt worden war, begann die Pro Litteris mit
deren Einzug. Erwartet werden Einnahmen von jährlich CHF 10 Mio., die nach Abzug der
Kosten für Verwaltung (20%) und Fürsorgestiftung (10%) an die Urheber und Verleger
ausgeschüttet werden. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Für Verbesserungen beim Markenrecht vgl. oben, Teil I, 4a (Strukturpolitik).GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

Mit Zustimmung des Bundesrates nahm der Ständerat eine Motion seiner Kommission
für Kommunikation und Verkehr an, welche die Landesregierung beauftragt, den Schutz
der Urheberinnen und Urheber auch im Bereich der neuen
Kommunikationstechnologien und der digitalen Übermittlung von Werken und
Leistungen sicherzustellen. Dazu sollen insbesondere Lücken im Urheberrecht
vorausschauend geschlossen, das Schutzniveau für die verwandten Rechte gezielt
angehoben und die erforderlichen haftungsrechtlichen Bestimmungen vorgeschlagen
werden. Der Nationalrat überwies die Motion ebenfalls. 14

MOTION
DATUM: 19.03.1997
MARIANNE BENTELI

Im Februar reichte die Pro Litteris, die Urheberrechtsgesellschaft für Literatur und
bildende Kunst, 15 Zivilklagen gegen Betriebe ein, die sich nach wie vor weigerten, die
im Urheberrechtsgesetz vorgesehenen Gebühren für Fotokopien zu bezahlen. Die
Musterprozesse sollen Druck auf die rund 1500 renitenten Betriebe ausüben. Wenig
Erfolg hatte die Pro Litteris mit ihrer Forderung, eine "Bildschirm-Abgabe" einzuführen.
Mit dem Hinweis auf die mangelnde gesetzliche Grundlage erklärte der
Gewerbeverband, einer der wichtigsten Gesprächspartner der Pro Litteris auf der
Nutzerseite, er werde in diesem Punkt jegliche Verhandlung boykottieren. 15

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 26.08.1997
MARIANNE BENTELI

Auch die Schweiz will den Schutz der Urheberinnen und Urheber im Zeitalter des
Internet verstärken. Zu Jahresende unterschrieb sie zwei einschlägige internationale
Abkommen. Eine Anpassung des Urheberrechtsgesetzes steht bevor. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.01.1998
MARIANNE BENTELI

Werke, die vor Inkrafttreten des neuen Urheberrechts (URG) geschaffen wurden,
erlangen keinen urheberrechtlichen Schutz zurück, wenn sie nach altem Recht nicht
mehr wirtschaftlich geschützt waren. Diesen Grundsatzentscheid fällte das
Bundesgericht mit Stichentscheid des Präsidenten. Anlass war ein Streit um die für die
Spielzeit 1996/1997 geplante Aufführung eines Werks des 1943 verstorbenen Autors Carl
Sternheim am Zürcher Schauspielhaus. Die Erben Sternheims und mit ihnen die
Minderheit der Richter argumentierten, dass das neue URG die Rechte der Urheber
ausbauen wolle, und das Parlament eine Harmonisierung mit dem EU-Recht angestrebt
habe, welches auch für zwischenzeitlich erloschene Rechte eine einheitliche
Schutzfrist von 70 Jahren anerkannt habe. Nach der mehrheitlichen Richtermeinung
hat indes die diesbezügliche EU-Richtlinie aus dem Jahr 1993 einen reibungslosen

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 14.01.1998
MARIANNE BENTELI
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Binnenmarkt zum Ziel, was die Schweiz nicht betrifft. Das Parlament hätte das Aufleben
eines einmal untergegangenen Rechts und die damit verbundene Rückwirkung klar
anordnen müssen. Ein qualifiziertes Schweigen des Gesetzgebers falle auch nicht in
Betracht, da die Räte das übergangsrechtliche Problem gar nicht diskutiert hätten. 17

Im Streit zwischen der Schweizer Urheberrechtsgesellschaft Pro Litteris und Firmen,
die sich weigern, den für sie festgesetzten Tarif für Fotokopien zu entrichten, entschied
erstmals ein Gericht (Zürcher Obergericht). Gegen ein Treuhandbüro, welches von der
Pro Litteris exemplarisch eingeklagt worden war, befand das Gericht, dass auch jene
Betriebe bezahlen müssen, die im Normalfall keine geschützten Werke kopieren, da
der Grenzfall zwischen null und einer Kopie, die bereits den Grundtarif auslöst,
praktisch nicht eruierbar sei. 18

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 02.04.1998
MARIANNE BENTELI

In einem von der Urheberrechtsgesellschaft Pro Litteris angestrengten Pilotprozess
entschied das Bundesgericht, dass jeder Betreiber eines Photokopiergeräts, das unter
einen urheberrechtlichen Pauschaltarif fällt, auch dann eine Gebühr bezahlen muss,
wenn er gar keine urheberrechtlich geschützten Werke kopiert. Im konkreten Fall ging
es um die Weigerung eines Treuhandbüros, die für einen Betrieb mit einem
Angestellten vorgesehene Urheberrechtsgebühr von CHF 30 pro Jahr zu bezahlen. Die
Lausanner Richter befanden, es lasse sich mit vertretbarem Aufwand gar nicht erfassen,
ob und wie oft der Betreiber eines Photokopierers geschützte Werke vervielfältige,
weshalb eine auf Tarife gestützte schematische Festlegung der Vergütungsansprüche
rechtens sei.

Um ihre Rechte (gerade auch im Hinblick auf die Entwicklungen des Internet) besser
wahrnehmen zu können und Administrativkosten zu senken, schlossen sich die vier
Verwertungsgesellschaften der Schweiz (Pro Litteris, Suisa, Suissimage und Société
Suisse des Auteurs SSA) unter dem Namen «Swiss Multimedia Copyright Clearing
Center» zu einer Zweckgemeinschaft zusammen. 19

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 20.08.1999
MARIANNE BENTELI

Dieses Problem nahm auch eine Motion Widrig (cvp, SG) auf, welche eine Änderung der
Erhebung der Pro Litteris-Gebühren in dem Sinn verlangte, dass staatliche Stellen und
Unternehmen der Privatwirtschaft, welche keine oder nur geringe Mengen an
geschützten Werken kopieren, von der Abgabe ausgenommen werden. Der Bundesrat
erklärte dazu, die Tarife der Pro Litteris seien sehr differenziert ausgehandelt worden,
weshalb es nicht angezeigt scheine, vor Auslaufen des geltenden Tarifs (2001)
korrigierend einzugreifen. Auf seinen Antrag wurde der Vorstoss nur als Postulat
angenommen.

Nationalrat Imhof (cvp, BL) verlangte ebenfalls mit einer Motion, dass nur die effektive
Nutzung von Rechten vergütungspflichtig sei. Der Bundesrat verwies erneut auf die
Schwierigkeit, die Schutzrechte individuell zu erheben, weshalb die Tarifgestaltung zwar
generell, aber für die Nutzer doch sehr schonend erfolgt sei. Auch diese Motion wurde
auf seinen Antrag in ein Postulat umgewandelt. 20

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Genau in diese Richtung zielte eine Motion Weigelt (fdp, SG), die eine Regelung des
Produzenten-Urheberrechts in dem Sinn verlangte, dass bei Fehlen einer Vereinbarung
zwischen Urheber und Produzent die Rechte dem Produzenten zufallen sollen. Der
Bundesrat erinnerte in seiner Antwort an die schwierigen parlamentarischen
Auseinandersetzungen im Vorfeld der Totalrevision des Urheberrechtsgesetzes. Der
Gesetzgeber habe damals ganz bewusst auf ein Produzenten-Urheberrecht verzichtet,
um die Kulturschaffenden zu schützen; ein solches wäre zudem nicht
europakompatibel. Er war aber bereit, eine Klärung der Stellung der Produzenten als
wirtschaftlichen Risikoträgern zu prüfen. Auf seinen Antrag wurde die Motion als
Postulat überwiesen. 21

MOTION
DATUM: 23.06.2000
MARIANNE BENTELI
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Im Spätsommer schlossen sich die fünf schweizerischen Verwertungsgesellschaften
(Pro Litteris, SSA, Suisa, Suissimage und Swissperform) zusammen, um mit einer
gemeinsamen Plakatkampagne die breite Öffentlichkeit für die Probleme rund um die
Durchsetzung des Urheberrechts im Zeitalter der digitalen Medien zu sensibilisieren.
Hintergrund dieser Aktion war der Umstand, dass das Urheberrecht teilrevidiert werden
soll. Der Grund für diese Revision sind neue internationale Verträge, welche die
Weltorganisation für geistiges Eigentum 1996 verabschiedet hat, und in denen die
Folgen neuerer technischer Entwicklungen für die Durchsetzung der Urheberrechte
berücksichtigt werden. Da die Schweiz diesem Abkommen, das in Kraft tritt, wenn es 30
Länder unterschrieben haben, beitreten möchte, muss sie ihr  Urheberrechtsgesetz
anpassen. Die Verwertungsgesellschaften befürchten, dass bei dieser Revision alte
Forderungen des mächtigen Dachverbandes der Urheberrechtsnutzer berücksichtigt
werden könnten. Es geht insbesondere um den so genannten «Produzentenartikel»,
durch den angestellte und im Vertragsverhältnis arbeitende Urheber ihre Rechte an die
Produzenten verlieren könnten. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.09.2000
MARIANNE BENTELI

Als erstes Land nach Frankreich erliess die Pro Litteris auf den 1. Januar 2000 einen
Tarif für die Verbreitung von Texten im Internet resp. auf CD-ROM. In einer
Interpellation beklagte sich Nationalrat Laubacher (cvp, LU), damit würde die Wirtschaft
über Gebühr belastet. In seiner Antwort vertrat der Bundesrat die Auffassung, die
Tätigkeit der Pro Litteris sei gleichermassen im Interesse von Urhebern und Nutzern.
Die neuen Verwendungen dürften nur mit der ausdrücklichen Erlaubnis der
Rechtsinhaber vorgenommen werden. Für die Nutzer wäre es aber sehr schwierig und
umständlich, alle Berechtigten ausfindig zu machen und mit ihnen Lizenzverträge
abzuschliessen. Der Tarif der Pro Litteris sei damit nichts anderes als eine Offerte an
diejenigen Nutzer, die das Werkrepertoire der Verwertungsgesellschaft in Anspruch
nehmen wollen. Anders als bei den Photokopien sei nur die tatsächliche Nutzung
gebührenpflichtig. Zu den Querelen um die Pro Litteris im Bereich der Photokopien
siehe hier. 23

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 06.10.2000
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte die Zürcher SP-Nationalrätin Aeppli erreichen, dass in die
laufende Revision des Urheberrechtsgesetzes (URG) eine Bestimmung aufgenommen
wird, die den Urheberinnen und Urhebern von Werken der bildenden Kunst ein
Folgerecht beim Weiterverkauf eines Originals («droit de suite») einräumt. In seiner
Stellungnahme erinnerte der Bundesrat daran, dass der Ständerat bei der Totalrevision
des URG eine derartige Regelung beschlossen hatte, dann aber am Widerstand des
Nationalrates gescheitert war, der die Interessen des Handels höher wertete als jene
der Kunstschaffenden. Trotz zwischenzeitlich erfolgter Annahme einer
entsprechenden Richtlinie durch die EU wollte sich der Bundesrat Zeit für eine
eingehende Prüfung der damit aufgeworfenen Fragen lassen, weshalb er erfolgreich
Umwandlung in ein Postulat beantragte. 24

MOTION
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm ein Postulat seiner Rechtskommission an, das den Bundesrat
bittet, bei den laufenden Revisionsarbeiten bezüglich der Abgeltung für Autoren- und
Verfasserleistungen im Bereich Kunst, Kultur und Wissenschaft zu prüfen, inwieweit
den Bestimmungen der Weltorganisation für geistiges Eigentum von 1996 und den in
der EU weiterentwickelten Standards sowie der seitherigen Entwicklung bei den neuen
Darstellungs-, Präsentations-, Medien- und Vermittlungstechniken Rechnung getragen
werden kann. Zu einem neuen Designgesetz siehe hier. 25

POSTULAT
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm ein Postulat Baumann (svp, TG) für eine Anpassung des im URG
geregelten Vergütungssystems für den Eigengebrauch von technischen Verfahren an,
die nicht eigentlich unter den Begriff des «geistigen Eigentums» fallen. Damit sollen die
auf leeren Datenträgern erhobenen Pauschalgebühren durch eine auf den einzelnen
Nutzungsvorgang bezogene Abgeltung ersetzt werden. Gemäss Baumann soll sich die
neue Regelung an die EU-Richtlinie zum Urheberrecht in der Informationsgesellschaft
anlehnen. 

Überwiesen wurde auch ein Postulat Sommaruga (sp, BE) (Po.02.3389), welches den
Bundesrat ersucht, zur Einführung der nationalen Erschöpfung für audiovisuelle Werke
sowie zur Frage Stellung zu nehmen, inwiefern diese Neuregelung die kulturelle Vielfalt

POSTULAT
DATUM: 13.12.2002
MARIANNE BENTELI
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des Angebotes von audiovisuellen Werken einschränkt. Dieses Postulat betrifft eine
Änderung des URG, die im Rahmen des neuen Filmgesetzes vorgenommen wurde und
dazu führte, dass ab dem 1. August der Verkauf von nicht ausdrücklich für die Schweiz
lizenzierten Spielfilm-DVDs verboten wurde. 26

Indem er einer von 28 weiteren Abgeordneten unterzeichneten parlamentarischen
Initiative Lombardi (cvp, TI) Folge gab, beschloss der Ständerat eine weitere Änderung
des URG, welche die Radio- und Fernsehanstalten berechtigt, im Handel erhältliche
Tonträger zu kopieren und zu senden, ohne dazu Verträge mit oftmals überhöhten
Forderungen mit der in einem Kartell organisierten Tonträgerindustrie abschliessen zu
müssen, welche über die Abgeltung der Autorenrechte an die Suisa hinausgehen. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2003
MARIANNE BENTELI

Vermeintlich im Interesse der Schweizer Kinobranche hatte das Parlament bei der
Revision des Filmgesetzes eine Bestimmung ins Urheberrechtsgesetz (URG)
aufgenommen, die dazu führte, dass ab August 2002 die bis anhin tolerierten Parallel-
und Grauimporte von Spielfilm-DVDs verboten wurden. Damit sollte verhindert
werden, dass Filme schon auf DVD erhältlich sind, bevor sie in die Schweizer Kinos
kommen. Betroffen sind vor allem US-Produktionen, die in Nordamerika oft viel früher
als in Europa im Kino und auf DVD erscheinen. Die Bestimmung führte aber weniger zu
einem Schutz der Kinobranche als vielmehr zu einer Abschottung des Marktes. Der
Nationalrat hatte bereits im Vorjahr mit einem Postulat darauf hingewiesen. Im Rahmen
der Kartellgesetzrevision beantragte die WAK des Ständerates erfolgreich eine
Neuformulierung der Bestimmung im URG, die darauf abzielt, einerseits die
Kaskadenauswertung für die audiovisuellen Werke zu schützen, andererseits aber den
Parallelimport für Videos zu erlauben, sobald der Rechteinhaber selber mit der
Videoauswertung seines Werkes begonnen oder dieser zugestimmt hat. Der Nationalrat
wählte eine andere Formulierung, die noch klarer zum Ausdruck bringt, dass das
Importverbot den Schutz der Kinoauswertung sicherstellen soll, ohne die Tätigkeit des
Handels und der Videotheken ungebührlich einzuschränken. Danach dürfen Exemplare
von audiovisuellen Werken so lange nicht weiterveräussert oder vermietet werden, als
der Urheber oder die Urheberin dadurch in der Ausübung des Aufführungsrechtes
beeinträchtigt wird. Der Ständerat stimmte dieser Version zu.
Zum Postulat Sommaruga (Po. 02.3389) aus dem Jahr 2002 zu den Auswirkungen der
Revision des Filmgesetztes mit ähnlicher Thematik siehe hier. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.2003
MARIANNE BENTELI

Die digitale Revolution hat auch die Massennutzung urheberrechtlich geschützter Güter
nachhaltig verändert. Weil die Qualität perfekt, die Handhabung simpel und die Kosten
minimal sind, hat die Herstellung selbst gefertigter Kopien quantitativ massiv
zugenommen, wodurch die Interessen der Inhaber und Inhaberinnen von Rechten an
geistigem Eigentum in zuvor nie gekanntem Ausmass beeinträchtigt sind. Diese
Entwicklung veranlasste Thanei (sp, ZH), mit einer Motion zu verlangen, das gesetzliche
Vergütungssystem sei den technischen Entwicklungen und den gemachten Erfahrungen
anzupassen sowie zugunsten der Rechtsinhaber zu verbessern. Das soll durch die
Einführung der so genannten Gerätevergütung erreicht werden. Schuldner dieser
Vergütung wären die Hersteller und Importeure von zur privaten Herstellung geeigneten
Geräten (Fotokopierer, Computer, Drucker, CD-Brenner, Scanner usw.). Im Bereich des
schulischen und betriebsinternen Gebrauchs soll die Gerätevergütung den bisherigen
Einzug bei jedem Nutzer (Betreibervergütung) nicht notwendigerweise ersetzen,
sondern ergänzen. Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies der Nationalrat die
Motion diskussionslos. 29

MOTION
DATUM: 18.06.2004
MARIANNE BENTELI

Der vom Bundesrat in Konsultation gegebene Entwurf für ein neues
Urheberrechtsgesetz (URG), das die Urheberrechte dem digitalen Zeitalter anpassen
will, stiess, ausser bei der SP, weitgehend auf Ablehnung. Hauptkritikpunkte bildeten
die geplante Geräteabgabe zur Abgeltung von Kopien urheberrechtlich geschützter
Werke sowie die Art der Vergütung für die Nutzung von Musiktiteln, Filmen und
Software. Während die Stiftung für Konsumentenschutz das Recht auf Eigengebrauch
zu sehr eingeschränkt sah, gingen den Branchen- und Wirtschaftsverbänden die
privaten Kopiermöglichkeiten zu weit. Konsumentenschützer und SP bevorzugten die im
Gesetzesentwurf vorgeschlagene kollektive Vergütung der Inhaber der Urheberrechte
gegenüber einer individuellen Vergütung, dem so genannten Digital Rights Management

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2005
MAGDALENA BERNATH
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System (DRM); mit letzterem könnten Anbieter den Nutzern ihr Verhalten vorschreiben
und den Zugang zu Wissen stark beeinflussen. CVP, FDP, Economiesuisse sowie der
Gewerbeverband befürworteten indes das DRM-System, weil damit individuelle
Angebote für verschiedene Nutzungstypen erstellt werden könnten. Im Sommer gab der
Bundesrat bekannt, auf eine Geräteabgabe zu verzichten. Für Online-Musikgeschäfte
wie beispielsweise iTunes sehe das neue Gesetz ein umfassendes Umgehungsverbot
vor. Das Kopieren von digitalen Medien für den Privatgebrauch soll auch in Zukunft
erlaubt sein, nicht jedoch das zur Verfügung stellen von Harddisks zum Download von
Musik oder Filmen für Benützer einer Internet-Tauschbörse. 30

In der Herbstsession lehnte der Ständerat eine im Vorjahr vom Nationalrat
überwiesene Motion Thanei (sp, ZH) betreffend Geräteabgabe auf Kopien
urheberrechtlich geschützter Werke ab. Die Geräteabgabe sei ungerecht, weil sie auch
von jenen Personen zu bezahlen sei, welche die Geräte nicht für die Nutzung und
Vervielfältigung urheberrechtlich geschützter Werke benutzen. Der Nationalrat hatte
dem Vorstoss seinerzeit zugestimmt, weil er dasselbe verlangt hatte wie der
ursprüngliche Entwurf des Bundesrates zum Urheberrechtsgesetz. 31

MOTION
DATUM: 05.10.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession stimmte der Ständerat als Erstrat der Revision des Urheberrechts
zu. Ziel ist es, die Interessen von Urhebern und Konsumenten im Zeitalter der digitalen
Kommunikation gleichermassen zu berücksichtigen. Bei der Revision seien vier
Interessengruppen zu unterscheiden, erklärte der Sprecher der Kommission:
Kulturschaffende, Produzenten, gewerbliche Nutzer und Konsumenten. Die
Kulturschaffenden wünschten möglichst viel Schutz, die Nutzer möglichst umfassenden
und günstigen Zugang. 

Zu den zentralen Punkten der Revision gehört das Verbot, technische
Schutzmassnahmen zu umgehen. Künftig ist es also verboten, die Kopiersperre auf
einer CD oder DVD zu knacken oder Software zum Umgehen von Internetsperren zu
vertreiben. Das Herunterladen zum persönlichen Gebrauch bleibt hingegen
uneingeschränkt zulässig. Dem Konsumenten soll nicht zugemutet werden, zwischen
legalen und illegalen Internet-Angeboten unterscheiden zu müssen. Das Recht der
Urheber, geschützte Inhalte online zu verbreiten, wird auf die Interpreten, Produzenten
und Sendeunternehmen ausgedehnt: Wer Musik oder Filme über Tauschbörsen zum
Download frei gibt, kann somit von all diesen Rechtsinhabern belangt werden. Auf
Antrag seiner Kommission wich der Ständerat in einzelnen Punkten von der Vorlage des
Bundesrates ab. So stimmte er mit 23 zu 14 Stimmen einem Zusatz zu, wonach
Sendeunternehmen Archivsendungen nach 10 Jahren ohne Einwilligung der Urheber
senden und im Internet verbreiten können. 

Unbestritten war der die Teilrevision des Urheberrechtsgesetzes auslösende
Bundesbeschluss über die Ratifizierungvon zwei bereits 1997 unterzeichneten
Abkommen der Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO). Es handelt sich um
den WIPO-Urheberrechtsvertrag (WCT) und den WIPO-Vertrag über Darbietungen und
Tonträger (WPPT). Die Ratifizierung soll dafür sorgen, dass die Schweiz im Kampf gegen
die Internet-Piraterie kein «Inseldasein» fristen muss und ihre Bestrebungen auch
international ausrichten kann. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2006
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wurde die durch die 1997 erfolgte Ratifizierung von zwei Abkommen
der Weltorganisation für geistiges Eigentum notwendig gewordene Teilrevision des
Urheberrechts abgeschlossen. Wie schon im Ständerat war auch im Nationalrat
Eintreten auf beide Vorlagen unbestritten. In der Detailberatung zeigte sich erneut der
schwierige Balanceakt, sowohl den Rechten der Künstler, der Produzenten und denen
der Nutzer im digitalen Bereich gerecht zu werden. In den wesentlichen Punkten
schloss sich der Rat der kleinen Kammer an. Er befürchtete ebenfalls eine
Kriminalisierung der Nutzer und lehnte mehrere Minderheitsanträge der bürgerlichen
Seite ab, die sich für einen verschärften Schutz der Urheberinteressen aussprachen.
Der Nationalrat sah davon ab, die seit kurzem auf digitalen Speichermedien wie MP3-
Playern erhobene Urheberrechtsgebühr, die von Kritikern als doppeltes Abkassieren der
Konsumenten angeprangert wird, in die laufende Revision einzubeziehen. Verschiedene
Redner betonten aber, dass Handlungsbedarf bestehe und man für diese vom
Bundesgericht genehmigte Abgabe auf digitalen Speichermedien eine vernünftige
Lösung finden müsse. Der Nationalrat schuf mehrere Differenzen zum Ständerat, von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
MARIANNE BENTELI
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denen aber nur eine von gewisser Bedeutung war (zusätzliche Schutzmassnahme für
Sendeunternehmen). Nachdem die kleine Kammer eingelenkt hatte, wurden die beiden
Vorlagen in den Schlussabstimmungen genehmigt. 33

Wenn ein Betrieb für seine Mitarbeitenden Fotokopien aus urheberrechtlich
geschützten Werken (Bücher, Zeitschriften, Zeitungen) herstellt, so braucht er dazu
zwar keine Bewilligung, ist den Urhebern gegenüber aber grundsätzlich zu einer
Abgeltung verpflichtet, welche in erster Linie von der Verwertungsgesellschaft
ProLitteris geltend gemacht wird. Für die meisten vergütungspflichtigen Betriebe sehen
die mit den massgebenden Nutzerverbänden ausgehandelten und von der
Eidgenössischen Schiedskommission genehmigten Tarife so genannte
Pauschalvergütungen vor. Die Höhe dieser jährlichen Vergütungen bemisst sich
einerseits nach der Branche, der eine Firma angehört, und andererseits nach der
Anzahl der in diesem Unternehmen angestellten Mitarbeitenden. Diese Angaben muss
sich die ProLitteris allerdings selber beschaffen, was nur teilweise und mit aufwändigen
schriftlichen und telefonischen Anfragen gelingt. Zahlreiche vergütungspflichtige
Betriebe verweigern jedoch jegliche Auskunft, so dass die Verwertungsgesellschaft die
notwendigen Berechnungskriterien (Branche und Anzahl Mitarbeitende) schätzen muss,
ganz im Gegensatz zur Billag, welche für die Erhebung der Fernseh- und Radiogebühren
Zugang zu den Daten der Behörden bezüglich der Anzahl und Identität der
Haushaltungen erhält. Das führt dazu, dass viele Nutzer die Rechnungen als
unangemessen betrachten und nicht bezahlen, worauf die Verwertungsgesellschaft ihre
Forderung über den Rechtsweg einklagen muss, was zu hohen Verwaltungskosten führt
und die Abgeltung an die Urheber schmälert. Mit einer Motion verlangte deshalb
Ständerat Stadler (cvp, UR) in diesem Bereich eine Gleichstellung der ProLitteris mit der
Billag. Nachdem der Bundesrat der Motion zustimmte, wurde sie diskussionslos
angenommen. 34

MOTION
DATUM: 17.12.2008
MARIANNE BENTELI

In der Sommersession behandelte der Nationalrat eine Motion Stadler (cvp, UR),
welche von den vergütungspflichtigen Nutzern geschützter Vorlagen (Bücher, Zeitungen
usw.) die automatische Datenbekanntgabe forderte, damit die Urheber ihren
gesetzlichen Anspruch vereinfacht durchsetzen können. Nachdem im Vorjahr bereits
der Ständerat der Motion zugestimmt hatte, nahm sie der Nationalrat ebenfalls an;
einzig eine deutliche Mehrheit der SVP stellte sich dagegen. 35

MOTION
DATUM: 28.05.2009
MARLÈNE GERBER

In einem Arbeitspapier brachte Suisseculture, der Dachverband der professionellen
Kulturschaffenden der Schweiz, das Modell einer Kultur-Flat-Rate in die Diskussion
zum Umgang mit dem Urheberrecht von digitalisierten Werken ein. Im Prinzip ginge es
darum, eine Pauschalabgabe auf Internetanschlüsse zu erheben, welche an die
Rechteinhaber von geschützten Werken im Internet zurückverteilt würde. Im Gegenzug
würde die Verbreitung digitaler Kopien legalisiert. In ihrem Arbeitspapier wies
Suisseculture auch auf Probleme bei einem allfälligen Systemwechsel hin. So gälte es
beispielsweise, einen „gerechten“ Verteilschlüssel für die Rückverteilung an die
Rechteinhaber zu finden und zu regeln, welche digitalen Inhalte denn tatsächlich als
Kultur gelten (z.B. Computerspiele). 36

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.11.2009
MARLÈNE GERBER

In der Sommersession überwies der Ständerat mit knapper Mehrheit ein Postulat Savary
(sp, VD) an den Bundesrat, welches diesen beauftragt, einen Bericht über die Situation
des illegalen Herunterladens von Musik zu erstellen. Im Rahmen dieses Berichts soll
der Bundesrat auch prüfen, welche möglichen gesetzlichen Anpassungen zur
Bekämpfung dieser Problematik in Frage kommen. 37

POSTULAT
DATUM: 10.06.2010
MARLÈNE GERBER

Ende November veröffentlichte der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats Savary (sp,
VD), das der Ständerat im Vorjahr knapp überwiesen hatte, einen Bericht zur
unerlaubten Werknutzung über das Internet. Das eidgenössische Polizei- und
Justizdepartement kam darin zum Schluss, dass dem Kulturschaffen durch das
kostenlose Herunterladen grundsätzlich kein finanzieller Schaden entstehe, dem über
eine Anpassung des Urheberrechts begegnet werden müsste. Letzteres biete bereits in
seiner aktuellen Form den rechtlichen Rahmen, einer unerlaubten Werknutzung
entgegenzutreten. 38

BERICHT
DATUM: 30.11.2011
SUZANNE SCHÄR
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Eine 2009 eingereichte parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
thematisierte die Entschädigungspolitik der Verwertungsgesellschaften Suisa, Pro
Litteris, Schweizerische Autorengesellschaft (SSA), Suissimage und Swissperform. Auf
Basis des Urheberrechtsgesetzes (URG) verwalten und verteilen diese die
Nutzungsgebühren, die den Kultur- und Kunstschaffenden aufgrund ihrer Werkrechte
zustehen. Die Eingabe kritisierte die unverhältnismässig hohen Lohnbezüge der
Geschäftsführungen und verlangte die Verankerung von Entschädigungsgrundsätzen im
URG, die sich an der Lohnstruktur der Bundesverwaltung zu orientieren hätten.
Nachdem die RK-NR die Initiative im vorangehenden Herbst positiv beurteilt hatte, gab
ihr die ständerätliche Schwesterkommission im Berichtsjahr keine Zustimmung. Die
Grosse Kammer folgte Ende des Berichtsjahrs der Mehrheit ihrer RK und gab der
Initiative mit 131 zu 43 Stimmen bei neun Enthaltungen Folge. Die Entscheidung liegt
nun beim Ständerat. 39

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Zu Beginn des Berichtjahres wurde europaweit gegen das Urheberrechtsabkommen
Acta (Anti-Counterfeiting Trade Agreement) demonstriert. Das Acta-Abkommen wurde
von 38 Industriestaaten – darunter auch die Schweiz – ausgehandelt und hat zum Ziel,
das Urheberrecht auf nationaler Ebene besser durchzusetzen. Damit trägt das
Abkommen den Interessen der Musik- und Filmindustrie Rechnung, welche die illegalen
Downloads bekämpfen will. Gegen das Abkommen mobilisierten vor allem die
Piratenparteien, das Hackerkollektiv Anonymous und verschiedene
Menschenrechtsorganisationen, welche die Meinungsfreiheit durch das Abkommen
gefährdet sahen. In einer Mitteilung forderte die Aussenpolitische Kommission des
Nationalrates den Bundesrat auf, mit der Unterzeichnung des Abkommens zu warten,
bis der EuGH einen Grundsatzentscheid getroffen habe. 40

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.02.2012
MÄDER PETRA

Während des Berichtjahres wurden mehrere Vorstösse zum Thema Urheberrecht im
Internet eingereicht. Das vom Nationalrat überwiesene Postulat Glättli (gp, ZH)
beauftragt den Bundesrat, zu prüfen, inwiefern Schweizer Kulturschaffende
angemessen für den durch den vermehrten Austausch nicht lizenzierter Werke im
Internet verursachten Einkommensausfall entgolten werden könnten. Neue Formen der
Urheberrechtsentschädigung müssten geschaffen werden bei gleichzeitiger Einhaltung
der Grundrechte und Privatsphäre der Internetnutzer. Mögliche
Urheberrechtsentschädigungen wären beispielsweise eine so genannte „Kulturflatrate“
oder eine marginale Abgabe auf den Datendurchsatz. Dasselbe Ziel verfolgte das vom
Ständerat überwiesene Postulat Recordon (gp, VD). Auch hier wurde eine liberale
Änderung des Urheberrechts angestrebt. Insbesondere sollte der Bundesrat prüfen,
inwiefern Pauschalen, welche dann als Entschädigung für die Kulturschaffenden
eingesetzt werden könnten, von den Internetusern erhoben werden könnten. 41

POSTULAT
DATUM: 15.06.2012
MÄDER PETRA

Gegen überhöhte Lohnbezüge bei den Verwertungsgesellschaften kämpfte eine im
Berichtjahr behandelte parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL). Das
Bundesgesetz über das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte seien so
anzupassen, dass überhöhte Bezüge der leitenden Organe von
Verwertungsgesellschaften verhindert werden. Deren Entschädigungen hätten sich an
denjenigen der Bundesverwaltung zu orientieren. Auslöser der Initiative war die
Veröffentlichung der Jahresrechnung bzw. der Geschäftsberichte von SUISA, Pro
Litteris und Co. für das Jahr 2008, in denen erhöhte Bezüge festgestellt wurden. Die
Verwertungsgesellschaften trügen kein wesentliches Marktrisiko, weshalb sich die
Geschäftsführungstätigkeit bei einer Verwertungsgesellschaft – auch wenn sie eine
eigene Rechtspersönlichkeit habe – nicht mit einer marktorientierten Tätigkeit in der
Privatwirtschaft vergleichen lasse. Während der Nationalrat der parlamentarischen
Initiative gemäss der Empfehlung der nationalrätlichen Kommission für Rechtsfragen
Folge gab, lehnte sie der Ständerat als Zweitrat ab. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2012
MÄDER PETRA
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Ende Jahr publizierte das BAK eine im Vorjahr von Bundesrätin Sommaruga (sp) in
Erfüllung diverser parlamentarischer Vorstösse in Auftrag gegebene Studie einer
Arbeitsgruppe zur Ausgestaltung des Urheberrechts im digitalen Zeitalter. Die im
Bericht präsentierten Vorschläge der Arbeitsgruppe (Agur12) zielen auf eine geringe
Modernisierung der bestehenden Rechtslage, die eher auf Informations- und
Anreizstrukturen denn auf Reglementierungen setzt. Nutzer von illegalen
Filmplattformen würden nach der Arbeitsgruppe auch in Zukunft nicht strafrechtlich
verfolgt. Die Studie schlägt hingegen vor, den Behörden die Kompetenz zu erteilen, den
Internetzugang zu illegalen Quellen sperren zu lassen. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.12.2013
MARLÈNE GERBER

Die Künstlerverbände Visarte und Swissculture starteten Ende Jahr eine Kampagne zur
Einführung des Folgerechtes. Ein solches Recht garantiert Künstlerinnen und Künstlern
eine Beteiligung am Verkaufsgewinn ihres Werkes. Die Schweiz ist mitunter das einzige
europäische Land, in welchem in- und ausländische Kunstschaffende bei
Weiterveräusserung ihrer Werke durch Vertreter des Kunstmarkts nicht am
Wertzuwachs beteiligt werden. Dieser Umstand stiess auch beim europäischen
Künstlerverband IAA auf Widerstand. In einer Resolution forderte er die Schweiz im
November zur umgehenden Behebung der Gesetzeslücke im Urheberrecht auf. Die
Kampagne der Schweizer Künstlerverbände wurde neben prominenten Vertretern der
Kunstszene auch von fünfzehn Ständeräten unterstützt: In einem Ende Jahr
eingereichten Postulat Luginbühl (bdp, BE), forderte der Urheber den Bundesrat zum
Aufzeigen von Möglichkeiten zur angemessenen Gewinnbeteiligung von
Kunstschaffenden auf. 44

POSTULAT
DATUM: 08.12.2013
MARLÈNE GERBER

Schweizer Künstlerinnen und Künstler sollen am Verkaufserlös beteiligt werden, falls
ihre Werke weiterveräussert werden. Das im Vorjahr von Werner Luginbühl (bdp, BE)
eingereichte, breit abgestützte Postulat, das vom Bundesrat das Aufzeigen von
Möglichkeiten zur Einführung des sogenannten Folgerechts verlangte, wurde in der
Frühjahrssession 2014 vom Ständerat angenommen. Die Forderung nach einer
Einführung des Folgerechts wurde im Vorjahr von Seiten verschiedener
Künstlerverbände laut. Die Kunstschaffenden wiesen darauf hin, dass die Schweiz in
diesem Bereich des Urheberrechtsschutzes der EU hinterher hinke. In ihrer
unterstützenden Haltung zum Postulat bemerkte Bundesrätin Sommaruga (sp), dass das
Folgerecht innerhalb der Künstlerszene nicht unumstritten sei. Ein Bericht könne
jedoch auf die in der EU gesammelten Erfahrungen zurückgreifen, um so mögliche
Konsequenzen einer entsprechenden Gesetzesanpassung aufzuzeigen. Die Forderung
zur Einführung des Folgerechts ist nicht neu: Sie wurde zu Beginn des 20. Jahrhunderts
bereits von Ferdinand Hodler als Präsident der Gesellschaft Schweizerischer Maler,
Bildhauer und Architekten geäussert und nicht zuletzt 2001 in einer Motion von alt-
Nationalrätin Aeppli (sp, ZH) gefordert, deren Anliegen erfolgreich in ein Postulat
umgewandelt worden war. Jedoch auch 2006 hatte der Bundesrat auf die
Umstrittenheit der Forderung hingewiesen und Argumente für eine Neubeurteilung der
Situation als nicht vorhanden erklärt. Luginbühl sieht in der seit jüngster Zeit geltenden
flächendeckenden Durchsetzung im EU-Raum nun durchaus neue Argumente zur
Wiederaufnahme der Debatte. 45

POSTULAT
DATUM: 19.03.2014
MARLÈNE GERBER

Anfang Juni gab der Bundesrat bekannt, das Urheberrecht modernisieren zu wollen.
Das Eidgenössische Polizei- und Justizdepartement soll bis Ende 2015 eine
Vernehmlassungsvorlage ausarbeiten, die sich zum einen auf die Erkenntnisse der
Arbeitsgruppe zum Urheberrecht (Agur12) stützt und sich zum anderen an den
Empfehlungen einer aktuell tätigen, interdepartementalen Arbeitsgruppe, welche die
zivilrechtliche Verantwortlichkeit von Plattformbetreibern und Providern untersucht,
orientiert. Bereits im Februar wurde bekannt, dass die USA in dieser Angelegenheit
Druck auf die Schweiz ausübte. Seit März 2012 führte das Seco zusammen mit der US-
Botschaft in Bern unter Ausschluss der Öffentlichkeit Gespräche am runden Tisch. Der
Hauptgrund dafür war, dass die Schweiz den Download von Filmen und Musik aus
illegalen Quellen bis anhin nicht unter Strafe stellt. In einem Spezialbericht vom April
machte der US-Handelsbeauftragte Michael Froman klar, man habe "beträchtliche
Sorgen mit dem Schweizer System des Schutzes der Urheberrechte und der
Strafverfolgung", wie der Tages-Anzeiger berichtete. 
Im Rahmen dieses Unterfangens will der Bundesrat unter anderem eine Revision der
Leerträgerabgabe in Betracht ziehen, um Doppelspurigkeiten bei der
Urheberrechtsvergütung zu beseitigen. Laut aktuellem Recht sind Nutzer, welche ein

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.2014
MARLÈNE GERBER
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Musikstück im Internet erwerben und gleichzeitig leere Datenträger zum Überspielen
der rechtmässig erworbenen Musik kaufen, einer doppelten Abgabe unterworfen. Auf
die Einführung einer Kulturflatrate, die sich aus der Nutzung des Internets ergibt, soll
im Moment und auf Anraten der Agur12 verzichtet werden. Eine solche Pauschalgebühr
würde gegen internationale Verträge verstossen, wie der Bundesrat in einer
Medienmitteilung ausführte. In einer ersten Stellungnahme äusserte sich die Stiftung
Konsumentenschutz im Grunde befürwortend zum Unterfangen. Sie würde es jedoch
als verfehlt erachten, wenn Konsumenten durch das Ergreifen von Massnahmen bei
"schwerwiegenden" Vergehen gegen das Hochladen "unnötig und unwissentlich
kriminalisiert" würden. Der Gewerbeverband äusserte sich generell kritisch zum
Vorhaben. Ein vom EJPD erarbeiteter Entwurf soll interessierten Kreisen Ende 2015 zur
Vernehmlassung unterbreitet werden. 46

Aufgrund einer im Jahr 2009 überwiesenen Motion Stadler (cvp, UR) war der Bundesrat
beauftragt, die Bestimmungen zur Copyright-Vergütung zu ändern, so dass der Einzug
der Vergütung für Fotokopien sowie die Nutzung in elektronischen Netzwerken
effizienter gestaltet werden könnte. Der vom Bundesrat 2012 veröffentlichte Bericht
zeigte jedoch, dass die vom Motionär vorgeschlagene Lösung, der
Verwertungsgesellschaft ProLitteris - ähnlich wie der Billag AG - den automatischen
Datenzugang über die AHV-Ausgleichskassen zuzusichern, nicht die erwünschten
finanziellen Einsparungen und administrativen Vereinfachungen bringen würde. Ferner
brachte die Regierung aufgrund der für AHV-fremde Zwecke zu erfolgenden
Datenherausgabe Bedenken zum Datenschutz ein. Sowohl der Ständerat als auch der
Nationalrat stimmten 2014 auf jeweiliges Anraten ihrer Kommission der vom Bundesrat
beantragten Abschreibung der Motion zu. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.2014
MARLÈNE GERBER

National- und Ständerat sprachen sich auf Anraten der Regierung oppositionslos für
eine Motion der nationalrätlichen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR)
aus, welche die bestehende Abgabe auf leeren Datenträgern revidieren wollte. Wer
heute einen unbespielten digitalen Datenträger (z.B. in Form einer CD, DVD oder eines
MP3-Players) kauft, zahlt darauf eine Abgabe, die den Kulturschaffenden als
Entschädigung für die gesetzlich erlaubte Privatkopie zurückvergütet wird.
Handlungsbedarf ortete die Kommission aufgrund neuerer Entwicklungen, namentlich
der Entstehung von Cloud- und Streaming-Diensten, welche die Weiterverbreitung von
urheberrechtlich geschütztem Material ohne Leerträger ermöglichen. Einer –
mittlerweile zurückgezogenen – parlamentarischen Initiative der FDP-Liberalen
Fraktion, welche die Abgabe auf leeren Datenträgern abschaffen wollte, gab die WAK-
NR hingegen keine Folge. Dieser Entscheid wurde einstimmig getragen (4 Enthaltungen)
und damit begründet, dass allfällige Anpassungen der gesetzlichen Basis in
Übereinstimmung mit dem im November 2013 erschienenen Bericht der Arbeitsgruppe
zur Ausgestaltung des Urheberrechts im digitalen Zeitalter (Agur12) erfolgen sollte. Im
Nationalrat erinnerte Bundesrätin Sommaruga (sp) an die grundsätzlich positive
Resonanz der Arbeitsgruppe auf die Zweckmässigkeit der bestehenden
Leerträgervergütung. 48

MOTION
DATUM: 26.11.2014
MARLÈNE GERBER

Peter Bieri (cvp, ZG) erinnerte in einem Postulat daran, dass die Europäische Union im
Jahr 1992 die Vermiet- und Verleihrechts-Direktive für gedruckte Werke eingeführt
hat, die mittlerweile von 23 EU-Staaten umgesetzt wurde. Durch besagte Direktive
erhalten Künstlerinnen und Künstler dieser EU-Staaten eine Vergütung, wenn ihre
Werke ausgeliehen werden. Von einer entsprechenden Regelung für die Schweiz,
welche das Verleihrecht mit dem sog. "Bibliotheksrappen" und dem Folgerecht für
Künstler gesetzlich verankern wollte, war im Rahmen der Totalrevision des
Urheberrechtsgesetzes 1992 schlussendlich abgesehen worden. Der Initiant begründete
sein Anliegen mit der rapiden Digitalisierung, welche den Verleih der Werke vereinfache
und so eine erneute Diskussion um die Einführung eines analogen und nun auch
digitalen Verleihrechts bedinge. Ständerat Bieri sieht im aktuellen Revisionsvorhaben
des Urheberrechtsgesetzes die Möglichkeit dazu gegeben. Der Bundesrat teilte diese
Ansicht und beantragte die Annahme des Anliegens, worauf der Ständerat diesem
Ansinnen in der Frühjahrssession 2015 diskussionslos folgte. 49

POSTULAT
DATUM: 19.03.2015
MARLÈNE GERBER
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Da die Schweiz bis anhin kein Verleihrecht kennt und daher die entsprechende
Abgeltung für Urheberinnen und Urheber beim Verleih urheberrechtlich geschützter
Werke fehlt, forderte eine Motion Fluri (fdp, SO) Anpassungen im URG, mit denen
ebendiese Entgeltung der Nutzung von Werkexemplaren sowohl analog als auch digital
reguliert werden soll. Da der Vorstoss in der Sommersession 2015 jedoch
verjährungsbedingt abgeschrieben wurde, galt es abzuwarten, ob die vom Bundesrat –
der die Motion zur Ablehnung empfohlen hatte – in seiner Stellungnahme angeführte
AGUR12 das Anliegen tatsächlich in ihrem Optimierungsprozess der Kollektivverwertung
von Urheberrechten auch berücksichtigen wird. 50

MOTION
DATUM: 19.06.2015
MELIKE GÖKCE

Knapp drei Monate nach Einreichung wurde in der Wintersession 2015 ein Postulat
Stöckli (sp, BE), das im Vorfeld der Vernehmlassung zur Urheberrechtsrevision einen
Bericht zur Verankerung einer flexibleren Kollektivverwertung im Urheberrecht
einforderte, zurückgezogen. Der Bericht hätte aufzeigen sollen, inwiefern eine
zusätzliche Regelung für eine «erweiterte Kollektivlizenz» die beiden aktuell
bestehenden Möglichkeiten einer freiwilligen und obligatorischen Kollektivlizenz in der
Schweiz ergänzen könnte. Die Beschränkung auf die beiden bestehenden Instrumente
sei laut Postulant insofern problematisch, da zum einen die freiwillige Lizenz auf die
Mitglieder der Verwertungsgesellschaften beschränkt sei und somit keinen
vollständigen Rechteerwerb garantiere. Zum anderen sei die obligatorische Lizenz
verhältnismässig rigide und könne sich daher nur schwer an einen raschen Wandel der
Werknutzungen anpassen. Der Bundesrat hatte die Ablehnung des Postulats beantragt,
jedoch nur, weil er die Relevanz und den Nutzen eines zusätzlichen Instrumentes für
durchaus sinnvoll erachtete und daher die Frage einer «erweiterten
Kollektivverwertung» im Rahmen der Vernehmlassung darlegen wollte, womit das
Anliegen des Postulats erfüllt und ein zusätzlicher Bericht nicht mehr vonnöten wäre.
Diese für Hans Stöckli äusserst erfreuliche Rückmeldung war Anlass genug, nicht mehr
am Vorstoss festzuhalten. 51

POSTULAT
DATUM: 07.12.2015
MELIKE GÖKCE

Ende 2015 gab der Bundesrat einen Entwurf zur Modernisierung des Urheberrechts in
die Vernehmlassung, dessen Hauptanliegen die Bekämpfung der Internet-Piraterie war
und der sich auf Empfehlungen der drei Jahre zuvor ins Leben gerufenen Arbeitsgruppe
zum Urheberrecht (AGUR12) stützte. Die Vorlage sieht keine Kriminalisierung der Nutzer
von illegalen Angeboten vor; sie setzt auf der Angebotsseite, resp. bei den Providern, an
und zielt auf die rasche Entfernung von urheberrechtlich-problematischen Inhalten
durch Schweizer Hosting-Provider ab. Schweizer Access-Provider können in Zukunft
von den Behörden dazu aufgefordert werden, den Zugang auf durch ausländische
Hosting-Provider zur Verfügung gestellte Seiten zu blockieren. Bei der Nutzung
sogenannter Peer-to-Peer-Netzwerke, z.B. Musiktauschbörsen, soll der Nutzer in Fällen
schwerwiegender Urheberrechtsverletzung hingegen zwei aufklärende Warnhinweise
erhalten. Bei deren Nichtbeachtung soll es dem Urheber erleichtert werden,
zivilrechtlich gegen den Nutzer vorzugehen. Bis anhin ist nur die strafrechtliche
Verfolgung möglich. 
Ferner soll der Nutzer mit der Urheberrechtsrevision künftig nicht mehr doppelt zur
Kasse gebeten werden. Nach geltendem Gesetz bezahlt der Nutzer sowohl die
Leerträgervergütung beim Kauf eines Gefässes, das etwa das Abspielen von Musik
erlaubt, als auch beim Download von Inhalten, etwa beim Musikdownload. Mit der
Gesetzesrevision wurden auch zwei Abkommen der Weltorganisation für geistiges
Eigentum (WIPO) in die Vernehmlassung geschickt. Die Anforderungen beider
Abkommen (Gleichstellung des Schutzes von Schauspielern mit demjenigen von Sängern
und Musikern; erleichterter Zugang zu urheberrechtlich geschützten Werken für
Personen mit Lesebehinderung) werden durch die geltende Schweizer Rechtslage
bereits erfüllt. Interessierte Personen oder Organisationen hatten bis Ende März 2016
Zeit, zu den Vorlagen Stellung zu nehmen. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2015
MARLÈNE GERBER

Der Bericht des Bundesrates in Erfüllung eines Postulats Luginbühl (bdp, BE) ergab,
dass die Schweiz zu einem der wenigen europäischen Ländern zählt, die kein
Folgerecht kennen, bzw. wo Künstlerinnen und Künstler bei Weiterverkauf ihrer Werke
nicht am Erlös beteiligt werden. Trotzdem kommt der Bundesrat zum Schluss, dass die
Einführung des Folgerechtes, wie in einer 2013 gestarteten Kampagne der
Künstlerverbände Visarte und Swissculture gefordert, nicht zielführend sei.
Erfahrungen aus der EU zeigten, dass nur wenige Personen – erfolgreiche
Kunstschaffende und deren Erben – von einer solchen Regelung profitieren würden.

POSTULAT
DATUM: 25.05.2016
MARLÈNE GERBER
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Wenn die Erlöse alternativ in einen Kultur- und Sozialfonds eingezahlt würden, könnte
immerhin ein breiterer Kreis von Künstlerinnen und Künstlern davon profitieren,
allerdings würden die geschätzten Einnahmen aus dem Folgerecht in der Schweiz (CHF
2 Mio.) nur einen unbedeutend kleinen Teil der gesamten Kulturförderung (CHF 2,7
Mrd.) ausmachen. Ferner könnten negative Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit
eines Kunsthandelsplatzes oder Verlagerungskosten nicht ausgeschlossen werden.
Nicht zuletzt, so der Bundesrat, verfügten die zwei grössten Kunsthandelsplätze, China
und die USA, ebenfalls über kein Folgerecht und auch Bestrebungen einzelner Staaten
auf internationaler Ebene seien kürzlich am Widerstand anderer Staaten gescheitert. In
der Schweiz seien die Kunsthandelsverbände gegen die Einführung eines solchen
Rechtes, wie der Bundesrat mit Verweis auf die eingegangenen Stellungnahmen vom
Schweizer Kunstverein (SKV) und vom Verband Kunstmarkt Schweiz (VKMS) beteuerte. 53

Während sich die Arbeitsgruppe (AGUR12) bei der Ausarbeitung eines Entwurfs zur
Modernisierung des Urheberrechts mehrheitlich auf die Bekämpfung der
Internetpiraterie konzentriert hatte, machten erste bekanntgewordene
Vernehmlassungsergebnisse zur Urheberrechtsrevision zuerst den Eindruck, dass die
Probleme mit dem Entwurf ganz woanders liegen. Massive finanzielle und administrative
Mehrkosten befürchteten mit Museen und Bibliotheken gerade jene Institutionen, die
schwerpunktmässig für den Erhalt nicht-digitaler Werke verantwortlich sind, wie die
Medien bereits vor Ablauf der Vernehmlassungsfrist im März 2016 publik machten.
Grund für den Missmut war die im Entwurf vorgesehene Einführung einer Vergütung für
das unentgeltliche Verleihen von Werken, sofern eine Institution den Verleih als Haupt-
oder Nebentätigkeit ausübt. Von dieser Regelung betroffen wären allenfalls neben
Bibliotheken und Ludotheken auch Museen, die sich häufig auf Leihgaben verlassen. Auf
der anderen Seite sprachen sich Kulturschaffende und Produzenten für ein so
ausgestaltetes Verleihrecht aus.
Im Dezember 2016 veröffentlichte das Eidgenössische Institut für Geistiges Eigentum
(IGE) schliesslich den Vernehmlassungsbericht, der in seinen groben Zügen Folgendes
zeigte: Erstens wird dem Entwurf von verschiedensten Anspruchsgruppen eine grosse
Bedeutung zugeschrieben, was sich an den 8000 Seiten füllenden Stellungnahmen von
beinahe 1200 Vernehmlassungsteilnehmern zeigte. Zweitens schien man sich zwar in
der Sache einig zu sein, dass es einer Modernisierung des Urheberrechts bedarf,
bezüglich der Stossrichtung der Revision drifteten die Meinungen jedoch stark
auseinander. Drittens war bei Weitem nicht nur das Verleihrecht Stein des Anstosses.
So zeichnete sich auch bei den Kernpunkten der Revision, den geplanten Massnahmen
zur Pirateriebekämpfung, keine mehrheitsfähige Lösung ab. Die stärkere Einbindung
von Hosting-Providern bei der raschen Entfernung von urheberrechtlich
problematischen Inhalten stiess etwa auf starken Widerstand von Seiten der Parteien,
die teilweise die bestehende Selbstregulierung als ausreichend erachteten. Ebenfalls
kritisiert wurde das Blockieren von Inhalten durch die Access-Provider; dies sei keine
wirksame Massnahme und darüber hinaus missbrauchsgefährdet. Bereits im Sommer
und somit vor der Publikation des definitiven Vernehmlassungsberichts zum Entwurf
orientierte Bundesrätin Sommaruga die AGUR12 über die vorläufigen Erkenntnisse aus
den Stellungnahmen zum kontroversen Entwurf und beauftragte die Arbeitsgruppe,
einen kompromissfähigeren Vorschlag auszuarbeiten. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2016
MARLÈNE GERBER

Wie nach den ernüchternden Ergebnissen der Vernehmlassung zur
Urheberrechtsrevision von Bundesrätin Sommaruga gefordert worden war, traf sich die
AGUR12 erneut, um verschiedene Punkte des Entwurfes zu konkretisieren und
kompromissfähigere Lösungen zu finden. Zwischen September 2016 und März 2017 fand
sich die Arbeitsgruppe unter der Leitung des IGE zu fünf Sitzungen ein, wobei sich zu
den bisherigen Teilnehmenden (Kulturschaffende, Produzentinnen und Produzenten,
Nutzerinnen und Nutzer sowie Konsumentinnen und Konsumenten) neu auch die
Internet-Service-Provider und das BJ sowie weitere Verwaltungsvertreter gesellten
(AGUR12 II). Ein wesentlicher Kompromiss konnte beim zentralen und viel diskutierten
Thema der Pirateriebekämpfung erzielt werden. So solle diese bei den Hosting-
Providern direkt erfolgen: Unter Berücksichtigung der bestehenden Selbstregulierung
sollen die Provider keine Piraterieplattformen begünstigen und von
Urheberrechtsverletzungen betroffene Inhalte rasch von ihren Servern löschen. Im Falle
einer besonderen Gefahr solle ein «Stay Down» dafür Sorge tragen, dass eine einmal
beseitigte Verletzung auch beseitigt bleibe. Des Weiteren solle eine Datenbearbeitung
zur strafrechtlichen Verfolgung von Urheberrechtsverletzungen explizit als zulässig
festgehalten werden. Die ursprünglich angedachten Blocking-Massnahmen durch
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Access-Provider sowie der Versand von aufklärenden Hinweisen bei
Zuwiderhandlungen über Peer-to-Peer-Netzwerke hingegen wurden im
Kompromisspaket nicht aufgegriffen. Auch bei weiteren Themenbereichen, wie
beispielsweise der Nutzung von verwaisten Werken, der Verlängerung der Schutzfrist
für verwandte Schutzrechte oder der Verbesserung im Tarifgenehmigungsverfahren
konnten Kompromisse zu Gunsten von Nutzerinnen und Nutzern, Konsumentinnen und
Konsumenten sowie Kulturschaffenden erzielt werden. Das EJPD liess verlauten, dass
die konkreten Ergebnisse der AGUR12 II in seine Überlegungen zur geplanten Revision
einfliessen würden und es dem Bundesrat einen entsprechenden Antrag zum weiteren
Vorgehen stellen werde. 55

Ein im Sommer 2015 eingereichtes Postulat Flach (glp, AG) wurde im Rahmen der
Sondersession im Mai 2017 zurückgezogen. Der Postulant hatte den Bundesrat dazu
eingeladen, in einem Bericht aufzuzeigen, wie die Leerträgervergütung bei
Speichermedien für die Konsumentinnen und Konsumenten transparenter gemacht
werden könnte. Rund 60% der Bevölkerung sei gemäss einer Umfrage erst gar nicht
darüber im Bilde, dass sie beim Kauf von bspw. DVDs, Mobiltelefonen oder Tablets eine
solche Vergütung bezahlen würden. 56

POSTULAT
DATUM: 03.05.2017
MELIKE GÖKCE

Der Bundesrat sah das Postulat Luginbühl (bdp, BE) mit seinem Bericht zum Folgerecht
als erfüllt an und beantragte den Räten im Rahmen des Berichtes über Motionen und
Postulate (17.006) die Abschreibung des Geschäfts. 57
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Im November 2017 unterbreitete der Bundesrat beiden Räten seine Botschaft zur
Modernisierung des Urheberrechts sowie zur Genehmigung zweier Abkommen der
Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO). Zugleich beantragte er die
parlamentarischen Vorstösse Po. 10.3263, Po. 12.3326, Po. 12.3173, Mo. 14.3293 und Po.
14.4150 zur Abschreibung.

Die letztmalige Änderung des Schweizer Urheberrechts war mit der 2008 in Kraft
getretenen Teilrevision angegangen worden und hatte sich aus der Notwendigkeit der
Anpassung an die neuen digitalen und rechtlichen Rahmenbedingungen ergeben.
Seither haben sich diese Rahmenbedingungen aber wiederum weitgehend geändert,
weshalb eine neuerliche punktuelle Anpassung der Rechtsgrundlage erforderlich
wurde. Die Vorlage beinhaltete eine Reihe von Massnahmen, die das Urheberrecht
zugleich modernisieren als auch dessen Schutzfunktion festigen sollen. Im Fokus stand
die viel diskutierte Frage nach der Internetpiraterie und deren effizienter Bekämpfung.
Besonders für diesen Bereich erhoffte man sich mit den vorgeschlagenen Massnahmen
mitunter den Bedenken des US-Handelsbeauftragten Rechnung zu tragen: Dieser hatte
2016, auf Verlangen der US-Urheberrechtsindustrie, die Schweiz zum ersten Mal auf die
«Watch-List» der Länder gesetzt, die gemäss den USA ein Defizit beim Schutz von
Immaterialgüterrechten aufweisen. Diese Zuweisung bringe zwar keine unmittelbaren
rechtlichen, politischen oder wirtschaftlichen Folgen mit sich, sei aber hinsichtlich der
zwischenstaatlichen Beziehungen belastend, führte der Bundesrat in seiner Botschaft
aus. Entsprechend wurde vorgeschlagen, dass – insbesondere auch um die
Konsumentinnen und Konsumenten nicht zu kriminalisieren – zur effizienten
Bekämpfung der Internetpiraterie bei den Hosting-Providern angesetzt werden soll. Die
im Frühjahr 2017 gefundene Kompromisslösung der AGUR12 II fand folglich ihren Weg in
die Vorlage: Schweizer Anbieter von Internetdienstleistungen sollen keine
Piraterieplattformen beherbergen und entsprechend rechtswidrige Inhalte sofort von
ihren Servern entfernen. Da die anvisierte Selbstregulierung gerade bei den
Piraterieplattformen nur schlecht greife, sollen Hosting-Provider, die
Urheberrechtsverletzungen begünstigen, verpflichtet werden, dafür Sorge zu tragen,
dass einmal entfernte rechtswidrige Inhalte auch entfernt bleiben («Stay-down»).
Dieses Vorgehen soll mitunter zu einer Aufwandsreduktion bei den Rechtsinhaberinnen
und Rechtsinhabern führen. Zusätzlich soll die Zulässigkeit einer Datenbearbeitung zur
strafrechtlichen Verfolgung ausdrücklich im Gesetz festgehalten werden, wohingegen
von Netzsperren und dem Versand von Aufklärungshinweisen abgesehen wurde. 

Um mit den neusten technischen und rechtlichen Entwicklungen Schritt zu halten,
wurden in der Vorlage auch entsprechende Massnahmen zur Regulierung dieser
Bereiche angeführt. Für die Nutzerinnen und Nutzer sowie Konsumentinnen und
Konsumenten wurden das Verzeichnisprivileg, die vergütungsfreie

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.11.2017
MELIKE GÖKCE

01.01.89 - 01.01.19 16ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wissenschaftsschranke und eine Nutzungsregelung verwaister Werke aufgenommen.
Mit dem Verzeichnisprivileg wird die Ausgestaltung der Online-Verzeichnisse der
Bestände von beispielsweise öffentlichen Bibliotheken oder Museen geregelt, damit
diese ihren Vermittlungsauftrag zeitgemäss und den technischen Entwicklungen
angepasst wahrnehmen können. Mit der Wissenschaftsschranke soll sichergestellt
werden, dass Urheberinnen und Urheber das für das Text- und Data-Mining relevante
Kopieren nicht zum Nachteil der Forschung verbieten dürfen. Die Nutzungsregelung
von verwaisten Werken soll korrigierend auf die Nachteile einwirken, die sich aus den
relativ langen Schutzfristen des bestehenden Urheberrechts ergeben. Um das
Missverhältnis zwischen der zunehmenden Online-Nutzung und den Vergütungen der
Werke von Kulturschaffenden zu korrigieren, wurde zu deren Gunsten die Erhöhung der
Schutzfrist für verwandte Schutzrechte von 50 auf 70 Jahre in die Vorlage
aufgenommen. Des Weiteren soll der Schutz von Fotografien ohne individuellen
Charakter – beispielsweise Fotografien, die das Zeitgeschehen dokumentieren –
sichergestellt werden und die Video-on-Demand-Vergütung, mit der die
ausschliesslichen Rechte für Personen mit Urheber- und/oder
Interpretationsansprüchen komplementiert werden, festgehalten werden. 

Mit den beiden zur Ratifikation aufgenommenen WIPO-Abkommen soll garantiert
werden, dass auch im internationalen Verhältnis ein Standard gewährleistet werden
kann, der in der Schweiz bereits gesetzlich verankert ist. Mit dem Vertrag von Peking
sollen analog zu den Musikerinnen und Musikern auch die Rechte von
Schauspielerinnen und Schauspielern gesichert werden. Im Unterschied zu
Erstgenannten können Letztere im internationalen Verhältnis keinen Schutzanspruch
bei unerlaubter Verwendung ihrer Darstellungen geltend machen. Der Vertrag von
Marrakesch soll zur Verbesserung der Chancengleichheit von sehenden und
sehbehinderten Personen beitragen, indem der Zugang zu urheberrechtlich
geschützten Werken für Letztgenannte erleichtert werden soll.

Die Überzeugung des Bundesrates, mit dem eingereichten Entwurf eine gute und solide
Kompromisslösung gefunden zu haben, die möglichst alle Anliegen berücksichtigt,
wurde indes von den Medien nicht wirklich geteilt. Die satirisch anmutende Aussage der
NZZ «[w]enn niemand richtig zufrieden ist, dann hat man einen guten Kompromiss»,
scheint den Grundtenor bei den Kunst- und Kulturschaffenden sowie -produzierenden
wesentlich besser einzufangen. So werden in der NZZ auch Zweifel daran kundgetan,
dass die Vorlage in der aktuell kompromissorientierten Form die parlamentarischen
Verhandlungen unbeschwert überstehen könnte. Die Stiftung für Konsumentenschutz
erachte die Vorlage nicht gerade als einen «grossen Wurf», zeige sich aber immerhin
zufrieden damit, dass zumindest eine Verschlechterung abgewendet werden konnte,
wie die NZZ berichtete. Ebenfalls zu Worte kam Suisseculture, der Dachverband der
Kulturschaffenden. Dieser merkte zwar an, dass nicht all seine Forderungen im
Kompromisspaket berücksichtigt worden seien, zeigte sich aber dennoch bereit, sich
an den Kompromiss zu halten, wenn die anderen Beteiligten dies auch tun würden – es
sei jedoch noch Widerstand seitens einzelner Berufsgruppen zu erwarten. Wesentlich
frustrierter fiel die Resonanz bei den Film- und Musikproduzenten aus: Diese zeigten
sich mit der Vorlage gänzlich unzufrieden und monierten insbesondere die fehlenden
Netzsperren für ausländische Anbieter und das Versäumnis, eine Möglichkeit der
Kriminalisierung von privaten Downloads einzuführen. Lorenz Haas vom Verband für
Musiklabels (IFPI) wolle es daher noch offen lassen, ob sein Verband entsprechende
Lobbyingbestrebungen im Parlament angehen werde. Wie die «Schweiz am
Wochenende» berichtete, wären gerade diese beiden Versäumnisse nach Haas «das
adäquate Mittel» gewesen, um die Urheberschaft im Musikbereich effizient zu
schützen. Entsprechend könne er auch das Argument von Bundesrätin Sommaruga,
dass dieser Entscheid im Parlament nicht mehrheitsfähig gewesen wäre, nicht
nachvollziehen; zumal gerade dieses besagte Parlament sich kurz zuvor für das
Geldspielgesetz, mit welchem die Sperrung von ausländischen Angeboten von Online-
Glücksspiel anvisiert worden war, ausgesprochen hatte. Es stelle sich folglich die Frage,
ob den Schweizer Politikerinnen und Politikern die Casinos wichtiger seien, als die
Schweizer Musik und Kultur. Ob die Forderung der Netzsperre es wieder in die Vorlage
schaffen könnte, hänge laut dem Tages-Anzeiger derweilen von Teilen der SP, FDP und
CVP ab und davon, ob sie sich gewillt zeigten, am gleichen Strick zu ziehen, zumal sich
die SKS und der Gewerbeverband bereits dagegen ausgesprochen hatten. 58
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Eine parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS) verlangte die Abschaffung der
Vergütung auf Werkverwendungen in privaten Räumlichkeiten von Hotels,
Ferienwohnungen, Spitälern und Gefängnissen. Als Stein des Anstosses gelten die
neuen Tarifregelungen der Verwertungsgesellschaften: Das Bundesgericht hatte 2012
eine Beschwerde der Verwertungsgesellschaften bezüglich zu entrichtender
Urheberrechtsentschädigungen für die Radio- und Fernsehnutzung in ebendiesen
Räumlichkeiten abgewiesen. In der Zwischenzeit hätten die Gesellschaften jedoch neue
Tarifregelungen eingeführt, welche eine entsprechende Vergütung wieder begünstigten,
führte der Initiant aus. Sofern sich die Konsumentinnen und Konsumenten beim Filme
Schauen oder Musik Hören in einem Hotel- oder Spitalzimmer aufhielten, würde in der
Folge eine unnötige doppelte Vergütungsentrichtung vorgenommen. Eigentümerinnen
und Eigentümer dieser Räumlichkeiten gälten zugleich als die Verwenderinnen und
Verwender der Werke und stellten diese lediglich dem Gast zur Verfügung. Da die
Verwendung der Werke heutzutage aber über diverse Kanäle erfolgen könne, die nicht
im Angebot der Einrichtungseigentümerschaft enthalten – und auch nicht deren
Kontrolle unterworfen – sein müssen, sei die doppelte Entrichtung realitätsfern. Daher
müsse die Werkverwendung in besagten Räumlichkeiten mit jener in privaten
Haushalten gleichgesetzt und entsprechend auf die zusätzliche Vergütung verzichtet
werden. Hierfür soll im URG Art. 19 Abs. 1 – hinsichtlich der Definition des
Eigengebrauchs – die Litera d «jegliche Werkverwendung im persönlichen Bereich oder
im kleinen Kreis in privaten Räumlichkeiten von Hotels, Ferienwohnungen, Spitälern
oder Gefängnissen» aufgenommen werden. 
Die RK-NR gab im Rahmen der Detailberatungen des zu revidierenden
Urheberrechtsgesetzes diesem Vorstoss mit 15 zu 7 Stimmen Folge. 59

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.10.2018
MELIKE GÖKCE

Nachdem die bundesrätliche Botschaft zur Modernisierung des Urheberrechts im
November 2017 verabschiedet worden war, oblag es nun den jeweiligen Kommissionen,
die Vorberatung des Geschäftes in Angriff zu nehmen. Die Zuständigkeiten hierfür
wurden im Nationalrat der RK und im Ständerat der WBK übertragen, wobei der RK-NR
als Kommission des Erstrates der Vortritt gewährt wurde. 

Im Frühjahr 2018 führte die RK-NR entsprechende Anhörungen durch und forderte
schriftliche Stellungnahmen von Unternehmen und Organisationen ein. Zugleich prüfte
sie einen im April eingereichten Mitbericht der WBK-NR auf deren Anträge hin. Im
August 2018 trat die KVF-NR mit einer Bitte an die RK-NR heran: Im Rahmen der
laufenden Revision des Fernmeldegesetzes war die Frage nach der Handhabung des
zeitversetzten Fernsehens (Replay-TV) aufgekommen. Die Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen war der Ansicht, dass die Schweizer TV-Sender die Bedingungen der
Übernahme ihrer Programme ins Replay-TV mit den jeweiligen TV-Verbreitern selbst
aushandeln sollen. Die rechtlichen Grundlagen hierfür sollten aber sinnvollerweise
nicht im Fernmeldegesetz, sondern im Urheberrechtsgesetz geregelt werden. Die RK-
NR nahm diese Bitte im Rahmen der Eintretensdebatte zur Kenntnis – sie trat ohne
Gegenantrag auf die Vorlage des Bundesrates ein – und beauftrage daraufhin die
Verwaltung damit, ihr im Hinblick auf die Detailberatung entsprechende Vorschläge für
eine mögliche Umsetzung zu unterbreiten. 

Im Oktober 2018 fand die Detailberatung schliesslich ihren Abschluss und die
Kommission sprach sich mit 21 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung für den
Bundesratsentwurf aus und beantragte dem Nationalrat zugleich die Annahme der
beiden WIPO-Abkommen. Während der Beratung hatte sich die Kommission eng an den
bundesrätlichen Entwurf gehalten und folglich auch den AGUR-12-II-Kompromiss
gestützt. Dem nachträglich eingereichten KVF-Vorstoss zum Replay-TV wurde indes viel
Diskussionsraum gewährt: Auch wenn die Kommission der Meinung sei, dass die
Finanzierung des Replay-TV sowohl ein medien- als auch ein urheberrechtliches
Problem darstelle, solle die Nutzungsmöglichkeit als solche grundsätzlich bestehen
bleiben. Daher sprach sie sich mit 12 zu 9 Stimmen bei 3 Enthaltungen für einen neuen
Artikel im Urheberrechtsgesetz aus, mit dem den Sendeunternehmen entsprechende
Befugnisse zur direkten Verhandlungsmöglichkeit mit den Kabelunternehmen
hinsichtlich der Werbesituation zugesprochen werden sollen. Die Minderheit
argumentierte hingegen, dass es für die Finanzierung der Sendeunternehmen über die
Werbung zunächst einer ganzheitlichen Betrachtung und Untersuchung der Faktenlage
bedürfe. Des Weiteren befürwortete die Kommission den Lichtbildschutz auch für
Fotografien ohne individuellen Charakter und lehnte somit zugleich mit 17 zu einer
Stimme (5 Enthaltungen) den Antrag der WBK-NR zur Streichung des im Entwurf
vorgesehenen Lichtbildschutzes ab, wobei sie freilich die systematische Eingliederung
der Regelung im Gesetz ändern wolle. Bezüglich der Anpassungen zur Filmmusik und zu
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journalistischen Werken bildeten sich zwei weitere Minderheiten: Für die Filmmusik
beantragte die Kommission ihrem Rat, die Urheberschaft von Musik in audiovisuellen
Werken nicht ausdrücklich von jener in übrigen Werken zu unterscheiden, weshalb eine
Minderheit die aktuelle Praxis im Gesetz festhalten möchte. Hinsichtlich der
journalistischen Werke beantragte die Minderheit eine gesonderte Regelung für die
Zugänglichkeit dieser auf Abruf, was aber von der Kommission aufgrund der
schwierigen Umsetzung abgelehnt wurde. Der Antrag auf die Definition der Verwendung
öffentlicher Werke auch in Privaträumen wie Hotels, Ferienwohnungen oder
Gefängnissen als Eigengebrauch, womit die bisher erforderliche Vergütung gestrichen
werden soll, wurde von der Kommission mit 16 zu 7 Stimmen unterstützt. Zugleich gab
die Kommission einer gleichlautenden parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS;
Pa. Iv. 16.493) mit 15 zu 7 Stimmen Folge.

Zu guter Letzt beantragte die Kommission mit 16 zu 4 Stimmen (3 Enthaltungen) ihrem
Rat eine kleine Korrektur des Bundesbeschlusses über die Genehmigung des Vertrages
von Marrakesch: Der erleichterte Zugang zu veröffentlichten Werken solle nicht nur für
Menschen mit körperlicher, sondern auch für jene mit geistiger Behinderung
ermöglicht werden. 60

Auch wenn Bibliotheken in der heutigen Zeit über ein vielfältiges Angebot verfügen, ist
die Ausleihe gedruckter Bücher noch immer die zentrale Dienstleistung, die von den
vorwiegend öffentlich finanzierten Institutionen erbracht wird. Die bisweilen gängige
Vergütungspraxis in der Schweiz ist, dass Vergütungsabgaben lediglich auf Mietobjekte,
nicht aber auf Ausleihen erhoben werden. In der Folge können Bibliotheken nur dann
zur Zahlung einer Urhebergebühr verpflichtet werden, wenn sie selbst bei den
Benutzerinnen und Benutzern eine Benutzungsgebühr erheben. Anders verhält es sich
mit Pauschalen wie Jahresgebühren, auf die ebenfalls keine Urhebergebühren entfallen.
In der Schweiz hat sich gezeigt, dass nur noch rund 300 Bibliotheken die
Einzelvergütung praktizieren, während in den vergangenen Jahren 50 Bibliotheken auf
die Pauschalvergütung umgestiegen sind, was verhältnismässig einem grossen Anteil
entspricht. 
Die Verwertungsgesellschaft ProLitteris monierte, dass sich für sie aufgrund dieser
Entwicklung im Zeitraum von 2013 bis 2016 rund CHF 140'000 Mindereinnahmen
ergeben hätten, und erhob daher die Forderung, den geltenden Tarif auf die kostenlose
Ausleihe auszuweiten. Da sich die Bibliotheksverbände gegen diese Tarifausweitung zur
Wehr setzten und sich in den bilateralen Verhandlungen keine Einigung einstellte,
gelangte ProLitteris mit ihrem Anliegen an die Eidgenössische Schiedskommission für
die Verwertung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten (ESchK). Die
Kommission entschied schliesslich am 10. Dezember 2018 – insbesondere für die
Verbände überraschend – zu Gunsten von ProLitteris und sprach sich entsprechend für
die Ausweitung des Gemeinsamen Tarifs 5 (GT 5) auf kostenlose Ausleihen aus. Somit
sollen Ausleihen der Bibliotheken ab 2019 mit 9 Prozent des von Nutzerinnen und
Nutzern gezahlten Entgeltes belastet werden, wobei eine gestaffelte Einführung des
neuen Tarifs in drei Schritten von 2019 bis 2021 angedacht ist. Für Pauschaleinnahmen
wurde eine Halbierung der Vergütung vorgesehen und die öffentlich-rechtliche
Einschreibegebühr der Hochschulen wurde als Ausnahme erfasst und entspricht in der
Folge nicht dem «Entgelt» im Sinne des Tarifs. Die einzelnen Institutionen unterstehen
unabhängig von der Vergütungspraxis – Pauschalzahlungen oder Einzelbeträge – dem
neuen Tarif und müssen der Verwertungsgesellschaft jährlich bis Ende März die
korrekten und vollständigen Angaben zu jeglichen Einnahmen durch die
Bibliotheksnutzung angeben. ProLitteris zeigte sich über diesen Entscheid sehr erfreut
und betonte, dass es bei diesem Verfahren um eine Rechtsfrage gehe, die einer
Ungleichbehandlung entgegenwirken könne.
Der schriftlich begründete Entscheid der Schiedskommission wird für die nächsten
Monate erwartet und kann angefochten sowie gegebenenfalls dem BVGer zur
Entscheidung vorgelegt werden. Unabhängig davon beschloss der Nationalrat ebenfalls
im Dezember 2018 einstimmig die Urheberrechtsrevision, die explizit kein Verleihrecht
vorsieht.
Im Unterschied zu ProLitteris zeigte sich Hans Ulrich Locher, Geschäftsführer von
Bibliosuisse, alles andere als erfreut über den Kommissionsentscheid und tat seinen
Unmut in einem Gastkommentar in der NZZ kund. Er kritisierte insbesondere die neu zu
bezahlenden 9 Prozent: Worauf genau diese denn erhoben werden sollen, fragte er. Bei
der Vermietung sei dies klar über die Mieterträge vorzunehmen; der Entscheid der
Kommission aber, in den restlichen Fällen die Einnahmen aus Mitgliederbeiträgen und
Jahresgebühren dem neuen Tarif zugrunde zu legen, stehe «völlig quer in der
politischen Landschaft» und habe «faktisch absurde Konsequenzen». So würden
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erstens Bibliotheken ohne Jahresgebühren und Ausleihen oder Nutzung vor Ort nicht
erfasst, was jeglicher rechtlicher Gleichbehandlung widerspreche. Unter dem Strich
würden insbesondere notleidende und von Privatmitteln abhängige Bibliotheken zur
Kasse gebeten. Zweitens gebe es bei der Nutzung selbst keinerlei Änderungen, die
Anlass für eine Tarifanpassung geben würden, zumal sich die bisherige Variante seit
Jahrzehnten bewährt habe. Drittens habe sich bereits bei der Vernehmlassung zur
URG-Revision gezeigt, dass eine Bibliothekstantieme als generelle Nutzungsgebühr
weder bei den Parteien und Kantonen noch bei den Verbänden Rückhalt erhalten
würde. Der Entscheid der Schiedskommission trage diesem Umstand nicht Rechnung
und es stelle sich nun die Frage, ob die vom Bundesrat gewählte Instanz ihre
Kognitionsbefugnisse überschritten habe – was freilich vom BVGer zu beantworten sei,
da der Entscheid wahrscheinlich angefochten werde. Es sei nun aber am Parlament, im
Rahmen der laufenden Urheberrechtsrevision das bewährte System der kostenlosen
Ausleihe unter Schutz zu stellen – insbesondere, da der Entscheid der
Schiedskommission gezeigt habe, dass man diesen Grundsatz nicht als
selbstverständlich erachten sollte. 61

Nach einer über sechsjährigen Vorgeschichte und einer Verschiebung der ursprünglich
für die Herbstsession 2018 geplanten Behandlung fielen schliesslich in der
Wintersession 2018 die ersten Entscheide zur Revision des Urheberrechtsgesetzes. Mit
lediglich einem abweichenden Beschluss wurde das revidierte Urheberrecht in der
Gesamtabstimmung des Nationalrats einstimmig gutgeheissen und auch die beiden
WIPO-Abkommen wurden – mit einer kleinen sprachlichen Anpassung im Vertrag von
Marrakesch – einstimmig genehmigt. Trotz dieser offensichtlichen Einigkeit zum
Abschluss der Verhandlungen zeigte sich bereits in der Eintretensdebatte, dass viel
Diskussionsbedarf besteht, was sich in einer zweitägigen Beratung des Geschäfts
niederschlug:
Dass man auf die Vorlage eintreten werde, stand bereits zu Beginn der Beratung ausser
Zweifel. Sämtliche Fraktionen votierten ohne Gegenantrag für Eintreten. Hinsichtlich
der konkreten Inhalte hingegen zeichneten sich zwischen den Fraktionen teilweise
grosse Differenzen ab, nicht zuletzt auch dadurch bedingt, dass nebst diversen
Minderheitsanträgen jeweils auch ein Einzelantrag Merlini (fdp, TI) und Wasserfallen
(fdp, BE) eingereicht wurde. 
In der Detailberatung zeigte sich, dass zumindest das Herzstück der Revision, die
Pirateriebekämpfung, gänzlich unbestritten war. Künftig sollen Hosting Provider
insofern in die Pflicht genommen werden, als dass sie dafür Sorge tragen müssen, dass
auf eine Meldung hin einmal entfernte, urheberrechtsverletzende Inhalte nicht wieder
hochgeladen werden können – und zwar ohne eine erneute Meldung. Bei einem
Zuwiderhandeln können strafrechtliche Schritte eingeleitet werden. Ebenfalls
unbestritten waren die vorgeschlagenen Massnahmen zur Anpassung des Urheberrechts
an das digitale Zeitalter, von denen insbesondere Museen, Bibliotheken und
Forschungsinstitutionen profitieren sollen, sowie die Verlängerung der Schutzfrist für
Musikschaffende von 50 auf 70 Jahre.
Eine erste grosse Diskussion ergab sich hingegen bei der Detailberatung des
Lichtbildschutzes. Matthias Aebischer (sp, BE) und Philippe Bauer (fdp, NE), in
Vertretung der Kommission, wiesen darauf hin, dass die Meinungen zu Art. 2 Abs. 3bis
bereits im Vorfeld auseinandergegangen waren. Die ursprüngliche Annahme, dass eine
Verschiebung des Lichtbildschutzes aus Art. 2 in Art. 29 und 34a – folglich eine
Ausgestaltung als ein Nachbarrecht anstelle des Urheberrechts – keine materiellen
Änderungen mit sich bringen würde, wurde in der Folge eines Juristenstreits
angezweifelt. Dennoch sei sich die Kommission darüber einig, dass der Lichtbildschutz
einen wichtigen Grundsatz, um nicht zu sagen «eines der Filetstücke», der Revision
darstelle und man daher etwas weitergehen müsse als vom Bundesrat vorgeschlagen.
Die anwesende Bundesrätin Simonetta Sommaruga erwiderte darauf, im Grundsatz
mache es keinen Unterschied, ob man den Lichtbildschutz als Urheberrecht oder als
Nachbarrecht ausgestalte. Das Urheberrecht als bundesrätliche Wahl habe sich aus
gesetzessystematischen Gründen und der logischen Nähe zum Schutz von individuellen
Fotografien ergeben. Was man aber nicht vergessen dürfe, sei, dass es sich bei den
Fotografen im Wesentlichen um klassische KMU handle, die ebenso wie letztgenannte
einen entsprechenden Schutz ihrer Arbeit verdienten. Daher erbat sie das Plenum, dem
Einzelantrag Merlini zuzustimmen und somit dem Bundesratsentwurf zu folgen. Merlini
argumentierte, dass die bundesrätliche Minimalschranke des Schutzes von lediglich
dreidimensionalen Objekten nicht – wie von der Kommission gefordert – weiter
ausgebaut werden soll, da ansonsten das verfolgte Ziel und der Schutzzweck des
Urheberrechts verfehlt würden. Die Voraussetzung einer menschlichen Tätigkeit zur
Erstellung würde andernfalls wegfallen und Aufnahmen von Radarkontrollapparaten
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oder Wildtierfotofallen wären dem gleichen Schutz unterstellt wie geistige Arbeit.
Tatsächlich kam der Nationalrat – mit Ausnahme einer Mehrheit der SVP- und Teilen der
CVP-Fraktion – dieser Bitte nach und stimmte mit 110 zu 61 Stimmen für den Antrag
Merlini.
Die nächste weitläufige Diskussion galt der Video-on-Demand-Entschädigung. Hier
musste sich die Kommissionsmehrheit nebst dem Einzelantrag Wasserfallen, der
forderte, dass die neu vorgeschlagenen Artikel 13a und 35a bezüglich der
Zugänglichmachung von audiovisuellen Werken auf Video-on-Demand-Plattformen
ersatzlos gestrichen werden, um keine Mehrfachbelastung der Konsumentinnen und
Konsumenten entstehen zu lassen, auch gegen eine Minderheit Aebischer behaupten,
die eine Ausnahme für die in audiovisuellen Werken enthaltene Musik forderte. Flavia
Wasserfallen (sp, BE), in Vertretung der Minderheit, argumentierte, dass die Musik- und
Filmbranche zwei Paar Stiefel seien und gänzlich unterschiedlich organisiert seien. Die
Musikbranche habe weniger Beteiligte und die Urheberschaft habe für die Verwertung
ihre Rechte an die Suisa abgetreten, welche wiederum mit den entsprechenden
Plattformen diverse freie Verträge abgeschlossen habe. Würde man nun die Filmmusik
ebenfalls unter die Kollektivverwertung von Filmen subsumieren, wären diese Verträge
veraltet und müssten neu verhandelt werden. Bundesrätin Sommaruga räumte hierzu
ein, dass sie sich dieser Benachteiligung bewusst sei, man müsse dies aber als den zu
zahlenden Preis verstehen, damit sich die Situation der Filmschaffenden insgesamt
verbessere. In den beiden Abstimmungen konnte sich die Mehrheit schliesslich sowohl
gegen den Minderheitsantrag (115 zu 58 Stimmen; SP- und Grüne-Fraktion dagegen) als
auch gegen den Antrag Wasserfallen (112 zu 67 Stimmen; SVP- und Teile der FDP-
Fraktion dagegen) durchsetzen. Somit erhalten Filmschaffende neu eine Vergütung für
Video-on-Demand-Verwendungen, die von den Verwertungsgesellschaften eingezogen
wird. Die Mehrheit konnte sich ebenfalls gegen eine Minderheit Fehlmann Rielle (sp, GE)
durchsetzen (133 zu 39 Stimmen), welche den Schutz von journalistischen Werken
beantragte. Eine neue Regelung sollte die Betreiber sozialer Netzwerke dazu
verpflichten, Urheberinnen und Urhebern oder Verlagen eine Vergütung abzugeben,
wenn sie journalistische Inhalte zugänglich machen.
Auch das im August 2018 von der KVF-NR aufs Parkett gebrachte Replay-TV sorgte für
viel Diskussionsstoff. Mit dem neu zu schaffenden Art. 37a soll jedem einzelnen
Sendeunternehmen die Möglichkeit gegeben werden, zum Überspringen bzw.
Widerrufen von Werbung seine Zustimmung zu geben und somit nicht mehr von den
Kabelnetzunternehmen abhängig zu sein. Eine Minderheit Gmür-Schönenberger (cvp,
LU) legte hierzu aber ein Veto ein und beantragte die Streichung dieses Artikels aus drei
Gründen: Erstens handle es sich hierbei um ein medien- und nicht urheberrechtliches
Anliegen, zweitens bedürfe es bezüglich der Werbefinanzierung der Unternehmen einer
gesamtheitlichen Betrachtung und drittens fehlten bis anhin relevante
Untersuchungserkenntnisse für die Argumentation der Gegenseite. Ob es nun an der
ergänzend angebrachten Argumentation hinsichtlich des Konsumentenschutzes lag
oder doch an Beat Flachs (glp, AG) nostalgisch anmutendem Votum, dass die jungen
Menschen von heute gar nicht mehr wüssten «mit welchen Herzschmerzen es
verbunden war, wenn man damals einmal eine Folge von Bonanza verpasst hat»,
jedenfalls war das Mehrheitsanliegen im Rat chancenlos und wurde mit 182 zu 6
Stimmen rigoros abgeschmettert.
Die einzige vom bundesrätlichen Entwurf abweichende Entscheidung betraf die
geforderte Streichung der Hotelabgabe: Neu sollen Hotels oder Gefängnisse für die
Verwendung von öffentlichen Werken innerhalb ihrer Räumlichkeiten nicht mehr zur
Kasse gebeten werden können. Dies hatte der Nationalrat mit 132 zu 53 Stimmen
beschlossen, wobei die Gegenstimmen aus den geschlossenen Fraktionen der SP und
Grünen stammten.
Nachdem auch die für das Abkommen von Marrakesch angeführte
Kommissionskorrektur – der erleichterte Zugang zu veröffentlichten Werken auch für
Menschen mit geistiger Behinderung – angenommen wurde, liegt der Spielball nun beim
Ständerat. 62
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Musik

Die Schweizer Musikschaffenden lancierten eine Petition, welche eine angemessene
Berücksichtigung der Musik, der Musiker und der Produzenten im
Kulturförderungsgesetz fordert. Konkret verlangen sie, dass Tonträger gleich wie Bücher
und Zeitschriften einem reduzierten Mehrwertsteuersatz unterliegen sowie die
Abschaffung der so genannten 3%-Regel in Art. 60 des Urheberrechtsgesetzes, welche
die Entschädigung für Musiker und Produzenten auf maximal 3% beschränkt. Bei dieser
Regel handelt es sich um ein helvetisches Unikum, da kein einziges EU-Land eine
vergleichbare staatliche Beschränkung kennt. 63

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 23.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Während sich die Musikmärkte im Ausland in den letzten Jahren stabilisiert hatten oder
sich gar auf dem Weg der Erholung befanden, ging der Umsatzrückgang in der Schweiz
ungebremst weiter. Seit dem Rekord-Verkaufsjahr 2000 verkleinerte sich der Schweizer
Absatzmarkt für Tonträger und digitale Musik bis im Jahr 2012 um 64%, was im Vergleich
zum globalen Markt, der in derselben Zeitspanne 42,3% Umsatzeinbussen in Kauf
nehmen musste, beträchtlich ist. Lorenz Haas, Geschäftsführer des Branchenverbands
für Musiklabels (IFPI) ortete den Hauptgrund im fehlenden juristischen Vorgehen gegen
illegales Herunterladen von Musik. Haas hoffte auf die von Bundesrätin Sommaruga
eingesetzte Arbeitsgruppe für das Urheberrecht (Agur12), welche bis zum Ende des
Berichtsjahres mögliche Anpassungen für ein angemessenes Urheberrecht im digitalen
Zeitalter präsentieren wollte. Weitere Erklärungen für die fortwährende Abnahme der
Musikverkäufe sah Haas im Händlersterben sowie in der aufgrund des starken Frankens
zunehmenden Bedeutung von Parallelimporten. Im Gegenzug vertrat das IFPI die
Ansicht, dass teilweise kostenpflichtige Streaming-Dienste wie Spotify, Simfy oder die
im Vorjahr auf den Markt gekommene Xbox Music von Microsoft keine Konkurrenz für
den legalen Absatzmarkt von Tonträgern und digitalen Angeboten bedeuteten. Vielmehr
bestehe das Potential, dass sich solche Kanäle zu einem wichtigen Absatzmarkt für ein
junges Klientel entwickeln. Laut Aussage von Spotify hätten sogar 20% der illegalen
Downloader zu Streaming-Diensten gewechselt. Der Gesamtumsatz des Schweizer
Musikmarktes belief sich 2012 auf CHF 104,8 Mio. Dabei umfasste der durch den Absatz
von Tonträgern generierte Umsatz beinahe zwei Drittel des gesamten Verkaufserlöses
(CHF 67 Mio.). Während der Verkauf physischer Tonträger im Vergleich zu 2011 um 28%
zurückging, vergrösserte sich der digitale Absatzmarkt im 2012 um 23%. Der durch
Streaming erzielte Umsatz betrug im Vorjahr nur etwas über 3% des gesamten digitalen
Absatzmarktes (CHF 37,8 Mio.). Erste Zahlen für 2013 zeigen hingegen einen deutlichen
Anstieg des Marktanteils von Streaming-Diensten am digitalen Musikvertrieb. 64
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Medien

Radio und Fernsehen

Martin Candinas (cvp, GR) verlangte mit einer Motion eine Änderung des
Urheberrechtsgesetzes, um Radios der Berg- und Randregionen von der
Vergütungspflicht zu befreien. Der Bündner Nationalrat störte sich an der Definition
des gemeinsamen Tarifs S (Sender), der nicht nur durch Gebührengelder generierte
Einnahmen, sondern auch Beiträge und Finanzhilfen als vergütungspflichtige
Einnahmen einstuft. Da viele Radios in Randregionen nur über eine bescheidene
Zuhörerschaft verfügen, sie aber aufgrund ihres Informationsauftrags in den Genuss
von Finanzhilfen kommen, fallen die Kosten für Urheber- und Interpretenrechte für
solche Radios im Verhältnis relativ hoch aus. Werbefinanzierte Radios in urbanen
Gebieten schulden dagegen aufgrund des im Tarif S vorgesehenen Werbeabzuges
oftmals geringere Vergütungen, so die Ausführungen des Bundesrates. Aus diesem
Grund beantragte er, gewisse Punkte der Motion anzunehmen. So sollen Einnahmen aus
Finanzhilfen im Sinne von zweckgebundenen Subventionen nicht mehr länger unter die
Vergütungspflicht fallen. Als zu weitgehend stufte die Regierung hingegen die
Forderung ein, dass aus dem Gebührensplitting resultierende Einnahmen ebenfalls
ausgeklammert werden sollen, und beantragte diesen Teil der Motion zur Ablehnung.
Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung in der Wintersession 2016 und nahm die Teil-
Motion als Erstrat an. 65
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Im Gegensatz zum Ständerat und dessen Kommission hatte sich die grossmehrheitliche
KVF-NR mit dem vorliegenden Bericht nicht zufrieden gezeigt und bereits im
Spätsommer 2016 nach der Durchführung einer breiten Anhörung einen Zusatzbericht
zum Service public verlangt. Ganz konkret sollte dieser aufzeigen, wie die Entwicklung
privater elektronischer Medien gefördert werden könnte und ob die SRG künftig einen
Open-Content-Ansatz verfolgen soll. Mit 14 zu 11 Stimmen verworfen wurde hingegen
die Forderung, in einem weiteren Zusatzbericht Möglichkeiten zur Steigerung der
Programmattraktivität für die Jugend aufzuzeigen. Im Januar 2017 wurden der
Kommission nun insgesamt drei von der Bundesverwaltung erarbeitete Berichte sowie
eine Studie vorgelegt. 
Zur Frage, ob es für die Medienvielfalt förderlich wäre, wenn die SRG ihre
Eigenproduktionen privaten Anbietern kostenfrei zur Weiterverbreitung anbieten
würde (Open Content) – durch eigene Recherchen angereichert oder nicht –  äusserte
sich das BAKOM in einem dieser Berichte kritisch. Die Wahrscheinlichkeit, dass die
privaten Medienanbieter die SRG-Inhalte durch eigene Recherchen ergänzen würden,
erachtet das Bundesamt als gering, was zu abnehmender Medienvielfalt führen würde.
Ferner könne durch die Drittverwertung nicht garantiert werden, dass
Werbeeinnahmen, die durch gebührenfinanzierte Inhalte erzielt werden, wieder in die
journalistische Leistung zurück fliessen würden. Und nicht zuletzt verwies das BAKOM
auf den seit Anfang 2017 bestehenden, neuen Dienst der sda, der ihren Kunden ohne
Zusatzkosten nationale und regionale Videoinhalte von nationalem Interesse zur
Verfügung stellt. Eine kürzlich getroffene Vereinbarung zwischen der sda und der SRG
eröffne sda-Kunden zudem ein kostenpflichtiges Zusatzangebot, mit dem sie
tagesaktuelle Videos von SRF oder RTS nutzen können. Aus aktueller urheberrechtlicher
Sicht schliesslich müsste das Recht zur Weiterverwendung im Sinne des Open Contents
bei allen betroffenen Rechteinhabern eingeholt werden; wo ausländische
Rechteinhaber tangiert sind, müssten ferner internationale Vereinbarungen beachtet
werden. 
Im Bericht zu den Entwicklungsmöglichkeiten privater elektronischer Medien verwies
das BAKOM auf bereits beschlossene Massnahmen. Gemäss der im September 2014
beschlossenen und an der Urne angenommenen Teilrevision des RTVG sind regionale
TV-Sender und DAB+ verbreitende konzessionierte Gebührenradios ermächtigt, auch
ausserhalb ihres Verbreitungsgebiets zu senden; ferner werden die regionalen
Gebührenanteile bis 2020 gestaffelt von 4% auf 6% erhöht. Darüber hinaus wägt der
interne Bericht Vor- und Nachteile sowie gesetzgeberischen Änderungsbedarf
verschiedener weiterer, potentiell möglicher Massnahmen ab, so etwa im Bereich der
Onlineförderung, der Aus- und Weiterbildung oder in Anbetracht der bereitgestellten
finanziellen Mittel oder des gewährten Spielraums. Möglichkeiten der Kooperation
zwischen der SRG und privaten Anbietern oder von privaten Anbietern untereinander
werden im Bericht ebenfalls aufgezeigt. Als freiwillige und ohne Gesetzesänderung
sofort umsetzbare Massnahme denkbar, wäre gemäss Bericht die Konzentration der
Regionalsender auf ihre Kernkompetenz, wobei sie nationale und internationale Inhalte
zu einem zu definierenden, "vernünftigen" Preis bei der SRG beziehen würden.
In den Zusatzabklärungen des BAKOM zum Service public im Medienbereich hält das
Bundesamt unter anderem fest, dass der Schwerpunkt kommerzieller Privat-TV-Sender
im Unterhaltungsbereich liege und dass die privaten Anbieter die SRG demzufolge in
erster Linie in den Sparten Sport und Unterhaltung einschränken möchten. Neben den
reinen SRG-Musiksendern wie Radio Swiss Pop bemängelten die Privatradios auch die
ausgebauten Deutschschweizer Regionaljournale; auch in dieser Sparte möchten sie
ihre Programme gerne ausbauen, fühlten sich aber durch die SRG zu stark
konkurrenziert. Stellung nahm das BAKOM im Folgenden zum Unterhaltungsbereich der
SRG. Publikumsattraktive Sendungen wie Casting- oder Quizshows könnten auch von
Privaten produziert werden; hier seien jedoch Vorgaben in der Produktion oftmals ein
Hindernis für Private. Das BAKOM vermutet, dass wahrscheinlich kein Privater anstelle
der SRG solche Sendungen programmieren würde. Ein ähnliches Argument führte das
Bundesamt betreffend Sendung von Grossanlässen – beispielsweise das Eidgenössische
Schwing- und Älplerfest oder Spiele der Fussball- und Eishockey-Nationalmannschaft –
ins Feld: Hohe Kosten für Produktion und Übertragungsrechte würden viele private
Anbieter daran hindern, solche Ereignisse auszustrahlen, da dies kaum kostendeckend
geschehen könne. Ob Private deswegen auf die Ausstrahlung solcher Geschehnisse
verzichten würden, lasse sich aber nicht abschliessend beantworten. Bezüglich der
reinen SRG-Musik-Radiosender vertrat das BAKOM ebenfalls die Ansicht, dass diese von
Privaten angeboten werden könnten, Letztere aber nicht in der Lage wären, solche
Sender werbefrei zu gestalten, womit die Publikumsattraktivität gemindert würde.
Stellung nahm das BAKOM ferner zur in Auftrag gegebenen und oben erwähnten Studie,
deren Aufgabe es war, Möglichkeiten zur Korrektur von Wettbewerbsverzerrungen
aufzuzeigen. Solche könnten minimiert werden, wenn ein öffentlicher Anbieter Service-
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public-Inhalte produziere und diese privaten Anbietern zur Verbreitung bereitstelle,
schliesst die Studie. Eine solche Regelung hätte jedoch "gewichtige volkswirtschaftliche
und staatspolitische Nachteile", wie das BAKOM im Bericht zu den Zusatzabklärungen
schreibt. Neben dem Abfluss von Werbegeldern ins Ausland – eine Konsequenz, die
auch in der Auftragsstudie in Betracht gezogen wird – nannte das Bundesamt unter
anderem den Wegfall des Regionalausgleichs als Folgen dieser Änderungen. 66

In der Sommersession 2018 beriet der Ständerat eine Motion Candinas (cvp, GR), die
Subventionen an Berg- und Randregionen von der Vergütungspflicht befreien wollte.
In der Wintersession 2016 hatte sich der Nationalrat auf Anraten des Bundesrates dazu
entschlossen, eine abgeänderte Version der Motion anzunehmen, gemäss welcher
Subventionen zur Archivierung der Programme, zur Förderung der Errichtung von
Sendernetzen aufgrund Einführung neuer Verbreitungstechnologien sowie zur
Aufbereitung von Sendungen für Personen mit Hörbehinderung nicht mehr länger als
vergütungspflichtige Einnahmen gelten sollten. Hingegen würden Einnahmen aus dem
Gebührenanteil nach wie vor in die Berechnung der Höhe der urheberrechtlich
geschuldeten Vergütung einfliessen und nicht – wie vom Motionär verlangt – ebenfalls
davon ausgenommen werden. Mit 6 zu 4 Stimmen beschloss die KVF-SR, ihrem Rat zu
beantragen, der Version des Nationalrats zu folgen. Die Mehrheit der zuständigen
Kommission hielt die abgeänderte Motion für einen austarierten Kompromiss zwischen
dem Anspruch auf Schutz geistigen Eigentums und der Sicherstellung der
Informationsversorgung in Rand- und Bergregionen. Dem Ständerat lag ferner ein von
SP- und FDP-Vertretern gestützter Minderheitsantrag vor, der das Anliegen zur
Ablehnung empfahl und es der Schweizer Genossenschaft der Urheber und Verleger
von Musik (SUISA) und den privaten Radios überlassen wollte, die Vergütungspflicht zu
regeln. Zudem sei durch einen Anhang zum gemeinsamen Tarif S unterdessen eine
Forderung der Motion bereits erfüllt worden (Ausnahme der Subventionierung für
Umstellung auf DAB+). Im Rat legte Minderheitssprecherin Savary (sp, VD) ihre
Interessenbindung als Vorstandsmitglied der SUISA offen und beteuerte die Wichtigkeit
der Einnahmen aus der Vergütungspflicht gerade für lokale Künstler, weswegen diese
Einnahmen nicht zu schmälern seien. Gleichzeitig zeigte sie auch Verständnis für die
schwierige Situation der Radiostationen in Randregionen und beteuerte, diese
ansonsten immer zu unterstützen. Unterstützt wurde die Minderheitssprecherin von
Anita Fetz (sp, BS) und Ruedi Noser (fdp, ZH), die beide betonten, keinerlei
Interessenbindungen in der Musikbranche zu haben. Zum Schluss entschied der
Ständerat mit 21 zu 22 Stimmen (ohne Enthaltungen) denkbar knapp zu Gunsten der
Kommissionsminderheit und erledigte den Vorstoss durch Ablehnung. 67

MOTION
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Medienpolitische Grundfragen

In einem Musterprozess gab das Berner Obergericht sieben grossen Zeitungshäusern
recht, die gegen die MMS Media Monitoring Switzerland AG wegen Verletzung des
Urheberrechts geklagt hatten. Die 1998 gegründete MMS hatte täglich rund 100
Zeitungen in ihre Datenbanken eingescannt und auf diesen Daten basierend Trend- und
Inhaltsanalysen angeboten sowie nach individuellen Kundenwünschen
zusammengestellte Zeitungsartikel via Fax oder Email vertrieben. Das Obergericht
stützte die Klage und hielt fest, dass das Einscannen und digitale Abspeichern
urheberrechtlich geschützter Werke ganz klar zu den Vervielfältigungsrechten des
Urhebers gehöre. Die MMS stellte aufgrund dieses Urteils per Ende Juni des
Berichtsjahres ihren Betrieb ein. 68
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Neue Medien

Im Juni verabschiedete der Bundesrat das Programm „Jugendmedienschutz und
Medienkompetenz“, das 2011–2015 vom Bundesamt für Sozialversicherungen
koordiniert und umgesetzt werden wird. Im Gegensatz zu den Killerspielvorstössen aus
dem Parlament setzt dieses v.a. auf Sensibilisierung und Prävention. Weitergehende
Regulierungsmassnahmen auf Bundesebene, wie sie v.a. aus den Reihen der CVP
verlangt wurden, gedachte der Bundesrat bis Programmabschluss und dem allfälligen
Nachweis eines zusätzlichen Regulierungsbedarfs zurückzustellen. Der Ständerat
überwies ein Postulat Savary (sp, VD) (Po. 10.3263), welche die Erstellung eines Berichts
zur Praxis des illegalen Herunterladens von Musik im Internet fordert. 69
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